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das Septennat und Bismarcks Pläne hinsichtlich der Schaffung eines Volkswirtschaftsra­
tes. Damit aber die Gefahr verringert wurde, mit Hilfe der Volksvertretung und durch 
Mehrheitsbildungen tiefe Eingriffe in Freiheitsrechte vorzunehmen, kam nach Windt­
horsts Vorstellungen einer starken, demokratisch legitimierten Partei mit Einfluß im Par­
lament und auf die öffentliche Meinung als Garant der bürgerlichen und der Kirchenfrei­
heit besondere Bedeutung zu. 

Diese Partei stellte für ihn das Zentrum dar, in dem er nach dem Tod Hermann von Mal­
linckrodts (1874) eine allseits anerkannte Führungsstellung einnahm, ohne offizielle Par­
teiämter innezuhaben. Windthorst benutzte die Partei nicht nur, um durch mögliche Ko­
alitionen mit rechts und links vom Zentrum stehenden Parteien parlamentarische Mehrhei­
ten zu schaffen und damit die Macht der Exekutive zu begrenzen. Mit Hilfe der Zentrums­
partei versuchte er auch, die Katholiken aus ihrer durch den Kulturkampf geförderten po­
litischen und gesellschaftlichen Isolierung herauszuführen. Diesen Zielen, der Sicherung 
von Freiheitsräumen und der Integration des katholischen Bevölkerungsteils, dienten die 
Versuche, das Zentrum zu einer überkonfessionellen Partei auszubauen, die konstruktiven 
Gesetzesinitiativen der Partei im Parlament (z. B. der Antrag Galen) und die Beteiligung 
an der neuen wirtschaftlich antiliberalen Reichstagsmehrheit im Zeichen von Schutzzoll, 
Finanzreform und Sozialgesetzgebung sowie das Ausloten von Koalitionsmöglichkeiten 
mit den Konservativen und den Linksliberalen in den 80er Jahren, um die Opposition ge­
gen Bismarck zu erweitern. Wegen seiner teilweise erfolgreichen Bemühungen, die Staats­
gewalt zu beschränken, durch den Ausbau des Föderalismus das machtverteilende Prinzip 
zu stärken, die Rechte des Parlamentes zu sichern und die Unabhängigkeit des Zentrums 
auch gegen die Einflußnahme kirchlicher Stellen in rein politischen Angelegenheiten zu 
wahren (vgl. Septennatsstreit 1887), kommt Anderson zu dem Schluß, daß „the Zentrum 
under Windthorst 's leadership functioned as a liberal party" (S. 402). 

Auf einige Ungenauigkeiten in Andersons Biographie sei hingewiesen: Verf. geht davon 
aus, daß es bei den hannoverschen Verfassungswirren von 1837 zu einem Zusammenschluß 
von Katholiken und Liberalen gekommen sei (S. 62). Das war nicht der Fall: Die hanno­
verschen Katholiken hielten sich von der liberalen Opposition fern, weil sie die staatskir-
chenrechtlichen Bestimmungen des Staatsgrundgesetzes von 1833 ablehnten, nach seiner 
Aufhebung durch König Ernst August eine Novellierung dieser Bestimmungen nicht aus­
schlössen und durch einen engen Anschluß an das Königshaus die Erfüllung ihrer gesell­
schaftspolitischen und kirchlichen Wünsche (u. a. Dotierung des Bistums Osnabrück) er­
hofften. Mißverständlich ist die Bezeichnung Johannes Heinrich Beckmanns als General­
vikar von Hildesheim, der auch die Würde eines Weihbischofs in Osnabrück besessen habe 
(S. 78); Beckmann war zwar von 1855—1866 Leiter des Generalvikariates in Osnabrück, 
aber nicht Weihbischof. Wie die ältere Literatur über Windthorst zählt auch Anderson ihn 
zu der Gruppe der 24 hannoverschen „Vertrauensmänner", die die preußische Regierung 
1867 berief, um sich von ihnen bei der Eingliederung Hannovers in den preußischen Staats­
verband beraten zu lassen (S. 103); Windthorst gehörte den Vertrauensmännern nicht an. 
Vor allem der an der niedersächsischen Landesgeschichte interessierte Leser hätte gern 
noch Ausführlicheres über Windthorsts Beziehungen zur weifischen Bewegung erfahren. 

Hannover Hans-Georg Aschoff 
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Nissen , Wa l t e r : Otto von Bismarcks Göttinger Studentenjahre 1832—1833. Göttingen: 
Vandenhoeck & Ruprecht 1982. 53 S. Kart. 9,80 DM. 

Nach einer prägnant geschriebenen Einführung, in der Rudolf Vie rhaus knapp, aber 
sehr informativ Otto von Bismarck als den unabhängigen Staatsdiener, den genialen 
Außen-, aber umstrittenen Innenpolitiker und widersprüchlichen Charakter skizziert, gibt 
Walter Nissen eine gut lesbare Zusammenstellung dessen, was an Bismarcks Göttinger Stu­
dentenzeit interessant und vielleicht wissenswert ist. 

In 18 Abschnitten zeigt Nissen das Büd des Studenten v. Bismarck, der mit abnehmen­
dem Eifer in Göttingen, der Universität des norddeutschen Adels und der Anglo-
Amerikaner, drei Semester Jura studierte, sich von revolutionären Ideen distanzierte, hin­
gegen einem der vornehmsten „Clubbs", dem Corps Hannovera, beitrat, der beste Fechter 
Göttingens war und zugleich lebenslange, bemerkenswerte Freundschaften mit dem Ame­
rikaner John Motley, einem später bedeutenden Diplomaten und Historiker, und dem 
Zoologen und Botaniker Alexander Graf Keyserling schloß. 

An ein Quellen- und Literaturverzeichnis schließen sich eine Chronologie der Beziehun­
gen von Stadt und Universität zu Bismarck, zwei kleine Kapitel über das Bismarck-
Häuschen am Wall, in dem Bismarck seine Studentenbude hatte, und über den Bismarck-
Turm auf dem Hainberg an. Göttingen-Kenner vermissen einen Abschnitt über den Bis­
marck-Stein — auch wenn dieser bald einen despektierlichen Namen erhielt. Ein Anhang 
mit wenigen Briefen beschließt das Bändchen, das sachlich geschrieben ist und auf die in 
Göttingen sonst überlieferten Bismarck-Anekdoten und -Mätzchen verzichtet. 

Hannover Waldemar R. R ö h r b e i n 

E h r i c h , Emi l : Heinrich Hellwege. Ein konservativer Demokrat. Hrsg. von der Nieder­
sächsischen Landeszentrale für Politische Bildung. Hannover 1977. 178 S., 6 Taf. 

Vogt , H a n n a h : Georg Diederichs. Hrsg. von der Niedersächsischen Landeszentrale für 
Politische Bildung. Hannover 1978. 175 S., 6 Taf. 

Die Landeszentrale für Politische Bildung hat in dichtem zeitlichen Abstand zwei Hefte 
herausgebracht, die jeweils einem herausragenden Landespolitiker und zeitweisen Regie­
rungschef des Landes Niedersachsen gewidmet sind und die hier auch zusammen angezeigt 
werden sollen. 

Das Lebensbild Heinrich Hellweges stammt aus der Feder eines engen politischen Weg­
gefährten und Mitarbeiters und zugleich eines persönlichen Freundes des ehemaligen nie­
dersächsischen Ministerpräsidenten. Dies macht den Reiz der Schrift aus, obgleich, wie der 
Verf. selbst einräumt, es sich hier um kein ausgesprochen wissenschaftliches Werk handelt. 
Ein solches bleibt weiterhin ein Desiderat; immerhin versteht es der Autor vorzüglich, die 
Grundakkorde einer noch zu schreibenden Biographie anzuschlagen, einer Lebensge­
schichte, die eng und für Jahre hindurch prägend mit der niedersächsischen Landesge­
schichte nach 1945 verbunden ist. Die Quellen dieser Geschichte werden in Zukunft reichli­
cher fließen, und man darf hoffen, daß neben den staatlichen Akten, deren Sperrfristen 
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allmählich auslaufen, und den Parteiakten auch das offenbar überaus reichhaltige Hellwe­
gesche Hausarchiv, in das der Verf. bereits Einblick nehmen konnte, in die Forschung mit 
einbezogen werden kann. 

Fürs erste nehmen wir dankbar den uns dargebotenen Leitfaden auf; er liefert alle wis­
senswerten Daten und zeichnet einprägsam den Lebensweg Hellweges nach. In 
konservativ-weifischer Tradition verankert, wirkte Heinrich Hellwege als „Politiker der 
ersten Stunde" zunächst in der Niedersächsischen Landespartei, die unter seinem Vorsitz 
zur Deutschen Partei über die Grenzen Niedersachsens hinauswuchs und in den fünfziger 
Jahren als Koalitionspartei in Bonn von bundespolitischer Bedeutung wurde. Adenauer 
nahm ihn, den erklärten Föderalisten, als Minister für Bundesangelegenheiten in sein er­
stes Kabinett, und somit wurde Hellwege oft zum Sprecher der Länder-Regierungschefs im 
Bundeskabinett, bis er selbst 1955 in Hannover eine Koalitionsregierung aus DP, CDU, 
BHE und FDP bilden konnte, die 1957 durch eine große Koalition aus DP, CDU und 
SPD, gleichfalls unter Führung Hellweges, abgelöst wurde und bis zu den Wahlen von 
1959 Bestand hatte. Das Schicksal der DP, die dem Trend zum Dreiparteiensystem nicht 
wirksam widerstehen konnte, machte sich auch ihr führender Politiker zu eigen: Nach dem 
krisenreichen Niedergang seiner Partei zog sich Hellwege — er war wie viele seiner ehema­
ligen Parteifreunde noch der CDU beigetreten — 1961 aus der aktiven Politik zurück. 

Wer sich in gedrängter Kürze — diesmal aus sozialdemokratischer Sicht — über das fol­
gende Jahrzehnt niedersächsischer Landespolitik informieren will, mag mit Gewinn zu der 
in derselben Reihe erschienenen Schrift von Hannah Vogt über Georg Diederichs greifen. 
Der aus alter Northeimer Apothekerfamilie stammende Georg Diederichs, seit 1957 nieder­
sächsischer Sozialminister, wurde 1961 als Nachfolger des verstorbenen Hinrich Wilhelm 
Kopf zum Ministerpräsidenten gewählt. Er verkörperte in seiner Person die sich seit dem 
Godesberger Programm zur Volkspartei entwickelnde und zur politischen Mitte hin öff­
nende SPD. In seine Amtszeit fielen die bedeutsamen Verhandlungen mit dem Vatikan, die 
1965 zum Niedersachsenkonkordat, aber darüber auch zum Bruch der SPD-FDP-
Koalition in Hannover führten. Die von Diederichs danach gebildete große SPD-CDU-
Koalition, in der Landtagswahl 1967 bestätigt, hielt bis 1970. Ihre Kräfte hatten sich in den 
Auseinandersetzungen um die Hochschulreform, mit der Studentenbewegung und mit der 
NPD allmählich verzehrt, und nicht zuletzt hatte ein „neuer Wind aus Bonn" für die Ero­
sion dieses Regierungsbündnisses gesorgt, das nach den Wahlen von 1970 einer ausschließ­
lich von der SPD unter Alfred Kübel geführten Regierung weichen mußte. Die Verfasserin 
versteht es, auf knapp bemessenem Raum den Politiker wie den Menschen Diederichs zu 
würdigen; sie fügt auch einiges Anekdotische mit an und liefert ein paar Kostproben seiner 
in ernsten wie heiteren Angelegenheiten gleichermaßen meisterhaften Rhetorik. 

Rom Michael Re imann 
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E n t g e g n u n g 
auf die Rezension der Germania Benedictina, Bd. VI: Norddeutschland, 

in Bd. 53, 1981, S. 378—381 dieser Zeitschrift. 

Die Rezensentin referiert auf S. 379 die Zahl der norddeutschen Konvente. Indem sie 
meinen Auführungen von S. 26 das Wort „zusammen" hinzufügt, verringert sie die An­
zahl der Klöster in den beiden süddeutschen Bundesländern um die Hälfte. Andererseits 
hat sie bei meiner Abtsliste von St. Michael in Hüdesheim (S. 241) die Angabe: „haupt­
sächlich" mit Hilfe der Urkundenbücher erstellt, übersehen. Warum geht Frau Schwarz 
großzügig über die exakten Angaben der ihr bekannten Editionsrichtlinien in diesem Fall 
hinweg und erzählt statt dessen eine Geschichte, die auf keiner Seite unseres Buches steht? 
Für mich hat J. Henz (t) dasselbe erarbeitet, was für Frau Schwarz ihre Hilfskraft gleichen 
Namens getan hat. Ebenso ist mir eine von H. Engfer erarbeitete Abtsliste bekannt. Da hat 
meine eigene Arbeit aber erst eingesetzt. Was Frau Schwarz als eine „Korrektur" meiner 
Abtsliste anbietet, widerspricht unseren Editionsrichtlinien. Zweimal werden für dieselbe 
Zeit zwei Äbte aufgeführt. Ein Domkellner hat in unseren Abtslisten ohnehin nichts zu su­
chen. Es gibt z. B. auch gute Gründe, Otto von Campe aus der Liste der Äbte zu streichen. 
Die Angaben bei sieben Äbten sind identisch mit meinen. Warum werden sie als Korrektur 
empfohlen? Ich kann hierin nur die unredliche Absicht sehen, den uneingeweihten Leser 
optisch zu täuschen. Es ist ein Nachteil, daß die Begründungen für meine Angaben nicht 
mitgedruckt werden konnten, aber ich mußte mich an den für alle Bände vorgegebenen 
Rahmen halten. 

Bei der territorialen Abgrenzung (s. Germania Monastica. Klosterverzeichnis der deut­
schen Benediktiner und Cisterzienser, Ottobeuren 19672) beziehen wir Nordschleswig 
ebenso ein wie Südtirol. Die Reichsabtei Helmstedt war in Personalunion mit der Abtei 
Werden verbunden. Sitz des Abtes von Helmstedt war Werden. Daraus ergibt sich ganz 
selbstverständlich, daß der Artikel Helmstedt auch Informationen über Werden enthält. 
Jeder einzelne Band muß im Zusammenhang der Gesamtreihe gesehen werden. Eine um­
fassende Einleitung gehört in den noch nicht erschienenen ersten Band. Der Band VI sollte 
in der Einführung nicht alles wiederholen, was schon im voraufgehenden Band V in der 
viel zu langen Einleitung steht. Zum Zeitpunkt des Erscheinens von Band VI lag ein Band 
über die Frauenklöster noch in weiter Ferne, was zu gewissen Unklarheiten bei den Dop­
pelklöstern führte. Inzwischen werden die norddeutschen Frauenklöster bearbeitet und als 
Band XI der Gesamtreihe erscheinen. 

Salzburg Ulrich Faus t 
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1978—1980 

Ein kritischer Bericht 

von 

H u b e r t Höing 

A L L G E M E I N E S 

Herbe r t Reyer : Das Inventar der Burgen Plesse und Radolfshausen vom Jahre 1571. 
In: Plesse-Archiv 16, 1980, S. 115—148. Klaus N a ß : Die Salbücher des Amtes Radolfs­
hausen von 1577 und der Herrschaft Plesse von 1588. In: Plesse-Archiv 16, 1980, S. 
149—241. Die beiden Quelleneditionen von Reyer und von Naß sind auf den ersten Blick 
nur für die örtliche Geschichte im 16. Jahrhundert von Bedeutung. Auf den zweiten erwei­
sen sie sich jedoch auch für überörtliche Aspekte der Volkskunde, Agrargeschichte, Ver­
waltungsgeschichte, Sozialgeschichte und andere Zweige der Zunft als ergiebige Quelle. 
Diese Editionen legen den Gedanken nahe, die Veröffentlichung ausgewählter Urbare und 
ähnlicher Verzeichnisse der frühen Neuzeit systematisch in Angriff zu nehmen. 

Wol f -Die te r M o h r m a n n : Braunschweigische Kabinettsorders. In: ArchivalZ 76, 
1980, S. 57—68. Die Herzöge von Braunschweig und Lüneburg (Wolfenbütteler Linie) ha­
ben die Form der herrscherlichen Befehlsschreiben im Ich-Stil, die sog. Kabinettsordres, 
von den Preußen übernommen. Ihr Gebrauch ist zwischen 1763 und 1802 nachweisbar und 
hat auch die Form der herzoglichen Handschreiben, der Mitteilung zwischen Gleichgestell­
ten, beeinflußt. M.s Abhandlung versteht sich nicht allein als ein Kapitel Aktenkunde, 
sondern auch als Beitrag zu der Frage, „wie stark die preußische Wirkungskraft im Her­
zogtum Braunschweig letztlich gewesen ist". 

F r i ed r i ch -Wi lhe lm Schaer veröffentlicht ein Quelleninventar zum Thema ,.Em­
dens wirtschaftliche und kulturelle Beziehungen zum Oldenburger Hof um 1600 im Spiegel 
der oldenburgischen Überlieferung" (in: EmderJb 60, 1980, S. 40—62). In der Einleitung 
geht er auf die Faktoreien ein, deren Funktion er mit den heutigen Konsulaten vergleicht. 
Ihre Hauptaufgabe bestand in der Vermittlung von Geschäften zwischen den örtlichen 
Kaufleuten und den gräflichen Bevollmächtigten. Über den Umfang dieser Beziehungen 
geben insbesondere die erhaltenen oldenburgischen Rechnungen Aufschluß, die hier aus­
zugsweise verzeichnet sind. An anderer Stelle setzt er sein Verzeichnis der „Historischen 
Karten des Oldenburger Münsterlandes im Niedersächsischen Staatsarchiv in Oldenburg" 
(in: JbOldenbMünsterland 1978, S. 241—277) fort. Es enthält die Karten des Kreises Clop­
penburg und einige Übersichtskarten. 

Von seinen eigenen, langjährigen Erfahrungen zum Thema „Stadtarchiv und Schule", 
die hier und da zu grundsätzlichen Betrachtungen erweitert werden, berichtet B u r c h a r d 
Scheper , der Leiter des Stadtarchivs Bremerhaven (in: JbMännerMorgenstern 57, 1978, 
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S. 213—253). Ganz entschieden plädiert er dafür, daß die Archive ihre bisherige Zurück­
haltung gegenüber nicht-wissenschaftlichen Benutzern, insbesondere Schülern, aufgeben 
und ihrem Bildungsauftrag nachkommen. Beispielhaft schildert er, wie durch einen gezielt 
vorbereiteten Besuch im Stadtarchiv Bremerhaven die Distanz der Schüler einer gymnasia­
len Oberstufe zum Unterrichtsgegenstand, der Geschichte des Dritten Reiches, abgebaut 
und Impulse zur selbständigen Erarbeitung des Stoffes gegeben werden konnten. Solche 
lobenswerten Versuche müssen singulär bleiben, solange die Archive in den Bildungskon­
zepten politischer Gremien keine Rolle spielen. In Frankreich und in einigen anderen Bun­
desländern sind nachahmenswerte Anfänge gemacht worden, wie der Autor eingangs her­
ausstellt. 

Einen Überblick über die „Quellen zur Geschichte des Kreises Uelzen im Niedersächsi­
schen Hauptstaatsarchiv Hannover" vermittelt H u b e r t Hö ing (in: Uelzener Beiträge 8, 
1980, S. 131—155). Dieser propädeutische „Leitfaden für den Archivbenutzer" führt zu­
nächst in die Verwaltungsgeschichte des Kreises ein, ehe er auf die einschlägigen Quellen 
im Hauptstaatsarchiv eingeht und dabei die für den Außenstehenden schwer durchschau­
bare Tektonik durchleuchtet. Exemplarisch werden anschließend ,,Wege archivischer For­
schung" vorgestellt. Eine Liste ausgewählter Literatur soll am Ende demjenigen, der sich 
in ein Spezialproblem vertiefen möchte, den Einstieg erleichtern. Die dargestellten metho­
dischen Grundsätze der Archivbenutzung sind auf andere geographische Bereiche über­
tragbar. 

V O L K S K U N D E 

Kirchenordnungen, Kleiderordnungen, Polizeiordnungen u. ä. sind die ergiebigsten 
Quellen in den Untersuchungen von Wilhelm Rauls (Eheschließung und Trauung in der 
Geschichte der Evangelisch-lutherischen Landeskirche in Braunschweig. In: JbGes-
NdsächsKG 77, 1979, S. 97—125; ders.: Das Begräbnis in der Geschichte der Evang.-luth. 
Landeskirche in Braunschweig. Ebd. 78, 1980, S. 115—143). Schwerpunktmäßig behan­
delt er die frühe Neuzeit, Ausblicke gehen bis in die Gegenwart. Thematisch reicht das 
Spektrum vom Verlöbnis über Ehehindernisse und Hochzeitsfeier bis hin zur Eheschei­
dung, von der Ordnung des Leichenzugs bis zum Trauergeläut und zu den Leichenpre­
digten. Neben der Kirchengeschichte dürfte sich insbesondere auch die Volkskunde der Er­
kenntnisse bedienen. 

Mehr nach chronologischen, weniger nach systematischen Gesichtspunkten hat J o h a n ­
nes C. S t r acke Material über „Verlobung und Trauung — Gebräuche und Ordnungen" 
(in: EmderJb 58, 1978, S. 5—21) zusammengetragen. Es erstreckt sich von der Frühge­
schichte bis ins 16. Jahrhundert und bezieht sich in erster Linie auf den friesischen Bereich; 
wo Lücken klaffen, versucht er Rückschlüsse aus den Zuständen in benachbarten Ländern 
zu ziehen. 

Klaus Schwarz : Die stadtbremischen Kirchhöfe von der Reformation bis zur Franzo­
senzeit (1813). Topographische Situation und Bestattungsüberlieferung. In: BremJb 58, 
1980, S. 23—63. Die wichtigsten Daten zu allen stadtbremischen Begräbnisstätten stellt 
Schwarz im ersten Teil seiner volkskundlich, familienkundlich und sozialgeschichtlich glei­
chermaßen aufschlußreichen Studie vor, während der zweite in die Quellen zur Geschichte 
der Bestattungen einführt. Die zeitliche Grenze wird durch die Franzosenzeit markiert, in 
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der das Bestattungswesen der Hansestadt aus der Hand der Kirchen in die von Beerdi­
gungsanstalten überging. 

R u t h - E . M o h r m a n n (Ländliches Wohnverhalten im südlichen Niedersachsen von 
der Mitte des 19. Jahrhunderts bis um 1930. In: ArchSozialG 19, 1979, S. 425—457) hat 
fast 500 Inventare bzw. Nachlaßverzeichnisse, die zum größten Teil aus Vormundschafts­
akten des ehemaligen Amtes Greene zwischen 1870 und 1930 stammen, statistisch ausge­
wertet in der Absicht, nicht nur ,,Beschreibungsmodelle für ländliche Wohnausstattungen 
zu entwickeln", sondern auch „Mechanismen des kulturellen Wandels herauszuschälen, 
um . . . Regelhaftigkeiten für typische kulturelle Reaktionen erkennbar zu machen" (S. 
427). Konkret bedeutet dies: Die Autorin erfaßt das erste Vorkommen von „modernen" 
Möbelstücken (z.B. Sofa und Kommode) und ihre Ausbreitung, setzt die Zahlen in Bezug 
zur Dauer der Ehe und formuliert als Ergebnis die Hypothese, „daß Innovationen in Be­
reichen, deren Wandel sich nicht institutionell, sondern individuell vollzieht, wie eben der 
Wohnkultur, ihre höchsten Diffusionsquoten in Familien nach 11—15jähriger Ehedauer 
erfahren" (S. 437). Anschließend wird die Wohnausstattung nach sozialen Gesichtspunk­
ten ( z . B . nach der Höhe des durchschnittlichen Mobiliarwerts oder nach der durchschnitt­
lichen Anzahl von „Novations- und Luxusgegenständen" je Sozial- und Berufsgruppen) 
und am Ende nach örtlichen Gesichtspunkten differenzierend untersucht. 

A L L G E M E I N E G E S C H I C H T E 
U N D L A N D E S G E S C H I C H T E 

Joseph P r i n z : Markloh. In: Westfalen 58, 1980, S. 3—23. Wohl kaum bei Lohe im 
Kreis Nienburg, das erst im Jahre 1934 in Marklohe umgetauft worden ist, vielmehr im 
Räume Rehme sei jener Ort zu suchen, wo die Sachsen ihre Stammesversammlung in heid­
nischer Zeit abhielten. Dafür sprächen nicht nur die verkehrsgünstige Lage an der Kreu­
zung mehrerer Fernstraßen und vor der strategisch wichtigen Weserscharte, der Porta 
Westfalica, sondern auch die diversen Nachrichten über die Auseinandersetzungen zwi­
schen Franken und Sachsen im 8. Jahrhundert. Ob sich diese Deutung, der P. selbst einen 
hohen Grad an Wahrscheinlichkeit beimißt, durchsetzen wird, wird die Zukunft erweisen. 

H a n s G o e t t i n g untersucht „Das Hilwartshäuser Chirograph von 1004" (in: ArchDipl 
25, 1979, S. 37—55), „eine unter den wenigen frühen sächsischen Privaturkunden einzig 
dastehende urkundliche Form", eine geteilte Doppelurkunde, deren linke Hälfte erhalten 
ist. Die paläographische und diplomatische Prüfung macht wahrscheinlich, daß diese Ur­
kunde im Jahre 1004 von Bischof Bern ward ausgestellt und in dessen Hildesheimer Kanzlei 
ausgefertigt worden ist. 

He lmut S t r e i t p a r t h : Die Beziehungen der Grafen von Scharzfeld und Lauterberg zu 
Kaiser und Reich im hohen Mittelalter. In: HarzZ 31, 1979, S. 23—33. Zwischen 1134 und 
1224 werden die Grafen von Scharzfeld und Lauterberg in 48 Diplomen als Zeugen oder 
handelnde Personen genannt, ein sprechender Beweis für ihre einflußreiche Stellung im 
Reiche. 

In die Forderung nach einer Verstärkung archäologischer Untersuchungen mündet der 
Bericht von He in r i ch Spier über „Die Harzburg als staufische Reichsburg. Stand und 
Probleme der Forschung" (in: HarzZ 31, 1979, S. 1—21, auch als H. 9 der Beiträge zur 
Geschichte des Amtes Harzburg erschienen). Nachdem die Burg, deren Geschichte in sali-
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scher Zeit größeres Interesse auf sich ziehen konnte, im Jahre 1177 von Heinrich dem Lö­
wen zerstört worden war, wurde sie seit 1180 von Kaiser Friedrich I. wieder aufgebaut, wie 
es heißt, „zur Niederhaltung des Herzogs". Unter Friedrich I. und Heinrich (VII.) erlebte 
diese Burg den Höhepunkt ihrer Geschichte, ehe mit dem Ende der Staufer auch ihre Be­
ziehungen zum Reich endeten. In einem zweiten Teil wertet S. die Goslarer Vogteigeld-
lehnrolle aus und stellt die Ergebnisse der Berliner Dissertation von W. Deich aus dem Jah­
re 1972 richtig: Die Wohldenberger Grafen von Harzburg sind von 1180 bis 1269 unange­
fochten im Besitz ihres Anteils an den Burgsitzen und Geldlehen geblieben. 

Rolf Köhn , Die Verketzerung der Stedinger durch die Bremer Fastensynode. In: 
BremJb 57, 1979, S. 15—85. Bis heute wird die Beurteilung des Stedingeraufstandes von 
1229/30 weitgehend durch die 1865 erschienenen Forschungen H. A. Schumachers be­
stimmt, nach dessen Ansicht die Stedinger keine wirklichen Ketzer, sondern allein Opfer 
einer politisch motivierten Verketzerung waren. K. weist Schumacher gravierende Überset­
zungsfehler nach und zieht am Ende seiner Interpretation der elf Anklagepunkte die 
Schlußfolgerung, daß sich „die Bremer Synode bei der Erklärung und Verurteilung der 
Stedinger als Ketzer durchaus auf kirchenrechtliche Bestimmungen stützte und erst nach 
mehrfacher Exkommunikation der aufständischen Bauern dazu entschloß" (S. 21), daß 
andererseits die meisten Anschuldigungen mit Häresie im eigentlichen Sinne nichts zu tun 
hätten. Man könne daher der Provinzialsynode „nicht den Vorwurf ersparen, mit unge­
wöhnlicher Härte gegen die Stedinger vorgegangen zu sein, um den Ungehorsam und Wi­
derstand der Bauern zu brechen. Weil die Exkommunikation keine Wirkung mehr zeigte, 
griffen Erzbischof und Synode zur damals schärfsten Waffe, nämlich zur Verurteilung der 
Stedinger als Ketzer" (S. 72). — Zu den späten Nachwirkungen der Kämpfe zwischen den 
Marschbauern an der Unterweser und den Erzbischöfen von Bremen gehören über 40 ver­
schiedene literarische Darstellungen, die in den vergangenen 150 Jahren entstanden sind. 
Da die belletristische Interpretation künstlerische Freiheit im Umgang mit der historischen 
Wahrheit genießt, wird man „in der Literatur ungleich eindeutigere und einseitigere Inter­
pretationen über jenes historische Ereignis finden als in den Veröffentlichungen der Fach­
wissenschaft". In einem weiteren Beitrag zum Stedingeraufstand beginnt Rolf Köhn sei­
ne Ausführungen zum Thema ,, .Lieber tot als SklavT Der Stedingeraufstand in der deut­
schen Literatur 1836—1975" (in: OldenbJb 80, 1980, S. 1—57) mit einem Überblick über 
die ersten 19 Werke, denen im nächsten Band die weiteren Werke und die Auswertung des 
ideologischen Hintergrundes folgen sollen. 

Jü rgen B o h m b a c h : Die Burg Langwedel und ihre Bedeutung im Erzstift Bremen. In: 
StaderJb 69, 1979, S. 39—45. Zum Schutz gegen die Weifen ließ Erzbischof Gerhard II. 
die Burg Langwedel am Rande seines Stiftes zu Beginn des 13. Jahrhunderts erbauen. 
Auch bei der Entwicklung der Territorialherrschaft spielte die Burg eine Rolle. Ein Amts­
sitz hat sich letztendlich an ihr jedoch nicht herausgebildet; das verhinderten vornehmlich 
die diversen Verpfändungen. Die Geschichte der Burg, die hier übersichtlich und prägnant 
geschildert wird, endet, als im 17. Jahrhundert die Festung geschleift, wieder aufgebaut 
und den Reichsexekutionstruppen übergeben wird. 

Lina Delfs (Die Burgen der Herren von Altluneberg im Grovetal. In: JbMännerMor-
genstern 59, 1980, S. 101—115) weist nach, daß es im Grovetal zwischen Altluneberg und 
Wehdel in verhältnismäßig geringem Abstand drei Burgsitze gegeben hat. Den Grund für 
diese relative Dichte der Niederungsburgen sieht D. zunächst in der Absicht der Herren 
von Lunebergen, den „Freien Damm" Altluneberg und die Furt zwischen Geestenseth und 



Aus Aufsätze n un d Beiträge n 1978—198 0 429 

Wehdel zu sichern, dann aber auch in der Versorgung der vergrößerten Familie der Herren 
von Lunebergen, zu deren weiterer Erforschung die Autorin mit ihrem Beitrag anregen 
will. 

In chronologischer Reihung schildert Jü rgen Bohmbach (Im Spannungsfeld der eu­
ropäischen Mächte. Die schwedische Herrschaft in den Herzogtümern Bremen und Verden 
1645—1712. In: Stader Jb 70, 1980, S. 81—96) wichtige geschichtliche Fakten der schwedi­
schen Herrschaft in den Herzogtümern Bremen und Verden. Besonderes Gewicht legt er 
auf die Darstellung der Belastungen, die der Bevölkerung aus dem Unterhalt der Truppen 
und der Kriegsführung entstanden. Das ,,historiographische Vakuum", das B. eingangs 
konstatiert, wird mit diesem Aufsatz indessen kaum geschlossen. 

Im Jahre 1678 entsprach der Kaiser einer Bitte der ostfriesischen Stände und verlieh ih­
nen ein eigenes Wappen — ein einmaliger Vorgang im gesamten Alten Reich, der die Aus­
einandersetzung zwischen Landesherrschaft und Ständen um eine pikante Variante berei­
cherte. Wal te r Deeters beschreibt ,,Das Wappen der ostfriesischen Stände" (in: Em­
der Jb 58, 1978, S. 68—79), die Streitigkeiten um seine Verleihung und seine weitere Ge­
schichte bis in die Gegenwart. 

Daß der Todestag Herzog Peter Friedrich Ludwigs von Oldenburg sich im Jahre 1979 
zum 150. Male jährte, veranlaßte eine größere Zahl von Historikern, die Leistung dieses 
Landesfürsten kritisch zu würdigen (vgl. diese Zs. 52, 1980, S. 372—375). Der Vortrag, der 
anläßlich der Eröffnung der Oldenburger Ausstellung von Rudol f Vie rhaus zum The­
ma „Oldenburg unter Herzog Peter Friedrich Ludwig" gehalten wurde, ist im 80. Band 
des Oldenburger Jahrbuchs abgedruckt (1980, S. 59—75). Vierhaus stellt das Herzogtum 
zunächst in den größeren zeitlichen, räumlichen und dynastischen Zusammenhang und 
schält die Oldenburger Besonderheiten heraus: Das Land war überdurchschnittlich stark 
agrarisch geprägt, die Bevölkerung ruhig und duldsam. Der Landesherr war ein Vertreter 
des „aufgeklärten Absolutismus", ein Mann „begrenzter, bedächtiger Verbesserungen, 
durch die nicht eigentlich Neues geschaffen, sondern das Hergebrachte gegenwärtigen Be­
dürfnissen vorsichtig angepaßt werden sollte", ein Landesvater, der glaubte, daß eine Ver­
fassung für sein Land überflüssig sei, eine Meinung, der Vierhaus sich anschließt, ohne al­
lerdings die Begründung im einzelnen dafür zu liefern. 

H e i n z - J o a c h i m Schulze (Vom Niederstift Münster zum Oldenburger Münsterland. 
In: OldenbJb 80, 1980, S. 77—97) bezeichnet Herzog Peter Friedrich Ludwig als einen der 
wenigen Fürsten, die sich des Rechtsbruchs der Säkularisation bewußt waren und der u. a. 
deshalb nur ungern die münsterischen Ämter Vechta und Cloppenburg gegen den Els­
flether Zoll eintauschte. Schwierigkeiten bei der Integration der neuen Landesteile drohten 
von seiten der adeligen Standesherren und des Katholizismus. Der toleranten Haltung der 
oldenburgischen Regierung ist es vor allem zu verdanken, daß die Bewohner sich im vollen 
Bewußtsein ihrer eigenen Geschichte bereitwillig in den neuen Staatsverband einfügten. 

Handelspolitisch war das Herzogtum Oldenburg in der ersten Hälfte des 19. Jahrhun­
derts mehr nach Bremen und dem Ausland als auf die südlich gelegenen deutschen Mittel-
und Kleinstaaten ausgerichtet. Insofern betrachtete Peter Friedrich Ludwig den Beitritt zu 
einem Zollverband nicht ,,von so wichtigem Interesse für Oldenburg". Unter welchen Um­
ständen es sich seit 1828 dennoch an den Verhandlungen beteiligte, beschreibt Br ig i t te 
Fischer in ihrem Beitrag „Oldenburg und der Mitteldeutsche Handelsverein". In: Ol­
denbJb 80, 1980, S. 99—120. 
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Eine Episode aus dem Leben Gustav von Struves schildert H a r a l d Schieckel (Ein 
künftiger Radikaler im öffentlichen Dienst. Gustav von Struve als oldenburgischer Staats­
diener 1827—1831. In: OldenbJb 80, 1980, S. 121—150) aufgrund neu entdeckter Akten, 
die dessen Entlassung betreffen. Von radikalen Ansichten, so stellt Sch. fest, ist bei Struve, 
dem späteren badischen Revolutionär, während seiner oldenburgischen Zeit nichts zu spü­
ren, jedoch viel von Sehnsucht nach Gerechtigkeit, gepaart mit Starrköpfigkeit. Grund­
sätzliche Ablehnung des herrschenden Systems war es wohl nicht, was ihn verleitet hat, um 
die Entlassung aus dem Staatsdienst nachzusuchen. „Vielmehr war es seine übergroße, 
fast krankhafte Empfindlichkeit . . . , ein übersteigertes Selbstwertgefühl." Insofern sind 
seine Biographien zu berichtigen. 

Rudol f V ie rhaus : Göttingen im Zeitalter Napoleons. In: GöttJb 27, 1979, S. 
177—188. Von der „Diskrepanz zwischen sozialer Modernisierung und bürokratisch­
diktatorischer Lenkung, zwischen liberalem Programm und dynastisch-neoaristokra­
tischem Stabilisierungsinteresse" (S. 187) ist der „Modellstaat" Königreich Westphalen 
gekennzeichnet. Ohne Widerstand der Bevölkerung hatten die Franzosen ihre Herrschaft 
eingerichtet und ihre Reformen oktroyiert. Daß diese Veränderungen rein äußerlich 
waren, zeigte sich, als mit den Franzosen auch die Reformen verschwanden und die alten 
Zustände wiederhergestellt wurden. Keine Hand regte sich, um die Reformen zu retten. 
Hierin bildeten die Universität, die sich im übrigen des Wohlwollens der französischen 
Machthaber erfreute, ebenso wie die Stadt Göttingen keine Ausnahme. 

H a n s - J o a c h i m Wolf: Victor Hugo und Hannover. In: Rotenburger Schrr. 48/49, 
1978, S. 56—67. Ein Schlaglicht auf die französische Haltung zum Verhältnis Preußen— 
Hannover—Frankreich wirft der Satz des Schriftstellers Victor Hugo aus dem Jahre 1842: 
„Hannover soll zu Preußen kommen, und der Rhein zu Frankreich." Diese Einstellung 
läßt, so vermutet W., erhebliche Zweifel daran aufkommen, daß die Hoffnungen vieler 
weifischer Parteigänger nach 1866 begründet waren, die Franzosen würden sie bei der Wie­
derherstellung des Königreichs Hannover unterstützen. 

Die großen innenpolitischen Themen — z. B. Kulturkampf und Sozialistengesetzgebung 
— haben auch im 10. hannoverschen Wahlkreis den Ausgang der Reichstagswahlen stark 
beeinflußt, wie An ton Josef Knot t (Im Spannungsfeld nationaler, liberaler und sozia­
ler Ideen. Das Wahlverhalten der Hildesheimer bei den Reichstagswahlen von 1867—1907. 
In: Alt-Hildesheim 49, 1978, S. 58—68) feststellt. „Standen große nationale Fragen im 
Vordergrund, so begünstigte das die Wahlaussichten der Nationalliberalen." Den stabil­
sten Wählerstamm hatte das Zentrum, das seine Wähler vornehmlich in den katholischen 
ehemaligen Stiftsdörfern des Kreises Hildesheim rekrutierte. Der Durchbruch ist den So­
zialdemokraten wie anderswo erst nach 1890 gelungen. Trotz Polemik und scharfer Worte, 
mit denen sich die politischen Gegner überhäuften, verliefen die Wahlkämpfe im allgemei­
nen ruhig. Parolen, die denen der Nazizeit gleichen, wurden bei der Nachwahl von 1891 
und der Wahl von 1893 laut, als die antisemitische „Deutsch-Soziale-Partei" kandidierte. 
Mit ihrem Auftreten setzt K. sich in einem weiteren Aufsatz auseinander (Die antisemiti­
sche Bewegung in Hildesheim bei der Wahl zum Reichstag 1891 und 1893. In: Alt-
Hildesheim 51, 1980, S. 61—67). 

Die vielschichtigen Faktoren, die in eine Wahlentscheidung eingehen, sind allenfalls 
durch kleinräumige Untersuchungen der historischen Wahlforschung zu ermitteln. Ihre 
Ergebnisse können z. B. dazu beitragen, das Phänomen des nationalsozialistischen Auf­
stiegs zu erklären. Modellhaft steht hierfür das methodische Vorgehen von J o a c h i m Ku-
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ropka (Die Reichstagswahlen im Oldenburger Münsterland 1918—1933. In: JbOldenb-
Münsterland 1979, S. 52—71). Indem er auf gemeindlicher Basis die Wahlergebnisse zum 
Bevölkerungsanteil der Konfessionen und zum Stimmenanteil der Interessenparteien der 
Landwirte bzw. zur Bodengüte in Beziehung setzt, macht er wahrscheinlich, daß die ka­
tholische Konfession ein Hemmnis für das Eindringen des Nationalsozialismus war. Ande­
rerseits zeigt sich, daß unabhängig von der Konfession die wirtschaftliche Lage den Auf­
stieg des Nationalsozialismus begünstigen konnte, wenn das wirtschaftliche Niveau unter 
eine gewisse Mindestgrenze sank: Die Konfession wurde dann sekundäres Kriterium für die 
Wahlentscheidung. 

A n d r e a s Mül le r : Die groß-hannoversche Sozialdemokratie vom Vorabend des Er­
sten Weltkrieges bis zur Novemberrevolution. In: HannGBll 33, 1979, S. 143—186. In 
Hannover verlief die Entwicklung der Sozialdemokratie vor und während des Ersten Welt­
krieges ruhiger als in anderen vergleichbaren Städten. Den Grund dafür sieht M. u. a. dar­
in, daß in Hannover zum einen lange vor 1914 die Reformisten den politischen Kurs be­
stimmten und die Parteizeitung in ihrer Hand hielten, zum anderen in den verhältnismäßig 
„gesunden" sozioökonomischen und gesamtgesellschaftlichen Rahmenbedingungen, die 
,,es objektiv der Führung von Partei und Gewerkschaften erleichtert (haben), die Burgfrie­
denspolitik bis zur Novemberrevolution beizubehalten, ohne dadurch das Vertrauen ihrer 
Anhänger- und Mitgliedschaft zu verlieren". 

Werner He ine : Die Novemberrevolution 1918 in Hannover. In: HannGBll 34, 1980, 
S. 59—92. Während der provisorische Arbeiter- und Soldatenrat unter sozialdemokrati­
scher Führung in erster Linie auf die Erhaltung von Ruhe und Ordnung bedacht war und 
Verbindung zu den alten städtischen Körperschaften suchte, orientierte sich der „Gegen­
rat" enger an den radikaleren Kieler Vorbildern. Die MSPD-Funktionäre setzten schließ­
lich ihre Linie durch und erreichten den Einzug der Sozialdemokraten ins Parlament sowie 
die Wahl ihres Kandidaten zum Oberbürgermeister. Der Arbeiter- und Soldatenrat wurde 
zu einer Schaltstelle zwischen Industrie- und Wirtschaftsverbänden einerseits und den tra­
ditionellen Vertretungsorganen der Arbeiterschaft andererseits, bis er gegen Ende des Jah­
res 1919 seine Tätigkeit vollends einstellte. Insofern unterscheidet sich der Arbeiterrat in 
Hannover hinsichtlich Dauer und Zielen von dem in anderen Städten. 

Die Frage, „ob das wirtschaftliche Überleben Hamburgs tatsächlich so eng mit der Er­
weiterung des Stadtgebietes verknüpft war, wie immer behauptet worden ist, oder ob der 
Hamburger Senat nicht doch in erster Linie eine territoriale Machtausdehnung anstrebte, 
die nur vordergründig als Zwang der ökonomischen Verhältnisse gerechtfertigt wurde", 
beantwortet Werner Johe (Territorialer Expansionsdrang oder wirtschaftliche Notwen­
digkeit? Die Groß-Hamburg-Frage. In: ZVHambG 64, 1978, S. 149—180) aus dem Nach­
hinein eher kritisch: Tatsächlich stiegen die Einwohnerzahlen nicht im erwarteten Maß; 
das Interesse an der Gründung neuer Industriebetriebe wurde tendenziös überschätzt; mit 
dem Verkehrsaufkommen hätte die geplante Hafenerweiterung nicht begründet werden 
dürfen. Nicht zuletzt aufgrund des einhelligen Widerstands der Hannoveraner schien die 
Gebietsreform an Aktualität zu verlieren, als die Hamburger durch die Gleichschaltung der 
Länder, die zur Schaffung eines zentralistischen Einheitsstaates von den Nazis durchge­
führt wurde, ihre Reichsunmittelbarkeit bedroht sahen. Diese Entwicklung veranlagte den 
Hamburger Senat seit 1933, erneut auf eine territoriale Vergrößerung hinzuwirken, um da­
durch der Stadt bei einer möglichen Neugliederung ein größeres Gewicht zu geben. Mit 
„einem Federstrich" wurde am 26. 2. 1937 das „Gesetz über Groß-Hamburg und andere 
Gebietsbereinigungen" erlassen und trat am 1.4. 1937 in Kraft. 
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In einer Anmerkung übt Hans -Die t e r Loose (Groß-Hamburg, Hansestaat oder Re­
publik Niedersachsen? Territoriale Neuordnungspläne für Nordwestdeutschland in der 
Revolution 1918/19. In: ZVHambG 66, 1980, S. 95—116, hier: Anm. 18) Kritik an Johes 
Thesen. Die Groß-Hamburg-Frage sei weniger als territorialer Expansionsdrang denn als 
Ergebnis allgemeiner Tendenzen der Eingemeindungen zu bewerten. Im übrigen richtet er 
seinen Blick auf „die Aktivitäten, die in der Zeit des Arbeiter- und Soldatenrates im Hin­
blick auf eine territoriale Neugestaltung Nordwestdeutschlands entfaltet wurden". In die­
ser Frage gab es zwischen dem Arbeiter- und Soldatenrat und dem Bürgertum kaum Mei­
nungsverschiedenheiten. Die Meldung der Deutschen Allgemeinen Zeitung vom 22. 11. 
1918, daß die „Vereinigten Arbeiter- und Soldatenräte von Oldenburg, Ostfriesland, Bre­
men, Regierungsbezirk Stade, Hamburg und Schleswig-Holstein ( . . . ) eine neue Republik 
(Niedersachsen) mit dem Sitz in Hamburg gebildet" hätten, entlarvt er als Fehlmeldung, 
die offenbar in der Absicht verbreitet wurde, separatistischen Tendenzen in Hamburg ent­
gegenzuwirken. 

Die allgemeine Verwirrung der Nachkriegszeit versuchten interessierte Kreise zu nutzen, 
um das rheinische Birkenfeld vom Land Oldenburg abzutrennen und eine Änderung der 
verfassungsrechtlichen Struktur des Rheinlandes herbeizuführen. Kurt H a r t o n g (Die 
Birkenfelder „Revolution" vom Sommer 1919. In: OldenbJb 78/79, 1978/79, S. 83—130) 
ergänzt das bisher bekannte Bild aus Vermerken seines Vaters, dessen „aufopferungsvol­
len Einsatz . . . für die oldenburgische und die deutsche Sache" er zu ehren und der Nach­
welt zu erhalten beabsichtigt. 

Anhand von Zeitungsberichten zeichnet Klaus Arn d t (Tagebuch eines Aufstandes. 
Der Kapp-Putsch in Hildesheim. In: Alt-Hildesheim 50, 1979, S. 65—78) den Verlauf der 
Putschereignisse vom 13. bis 21. 3. 1920 in Hildesheim nach. Zusammenfassend stellt er 
fest, „daß Magistrat und Bürgervorsteher-Kollegium mehrheitlich auf der Seite der recht­
mäßigen Reichsregierung gestanden haben". Der rigorose Einsatz des Militärs ist nach A.s 
Meinung typisch für die Weimarer Republik. 

Klaus Mlynek: Politische Lageberichte in den Anfangsjahren der NS-Diktatur am 
Beispiel von Stadt und Landkreis Hannover. In: HannGBll 33, 1979, S. 119—142 und S. 
187—238. Im Vorgriff auf die geplante Edition der Lageberichte der Staatspolizeistelle 
Hannover (November 1933 bis Februar 1936) und der Monatsberichte des hannoverschen 
Regierungspräsidenten (August 1935 bis März 1936) veröffentlicht M. die Berichte des 
Oberbürgermeisters von Hannover sowie des hannoverschen Landrats an den Regierungs­
präsidenten. In der jeweiligen Einleitung geht er der Entstehungsgeschichte dieser Berichte 
auf den Grund. Er schildert die Etappen des organisatorischen Aufbaus der Gestapo — 
speziell in der Provinz Hannover —, die schillernde Figur des Oberbürgermeisters Arthur 
Menge sowie die Funktionen des Landrats; am Fall des Landkreises werden exemplarisch 
Formen und Methoden nationalsozialistischer Machtergreifung auf kommunaler Ebene im 
Frühjahr 1933 dargestellt. M.s Einschätzung ist beizupflichten: „ . . . selbst wenn diese Be­
richte der von den vorgesetzten Stellen erhobenen Forderung, ,ein ungeschminktes Bild* 
der Wirklichkeit zu entwerfen, nicht immer völlig gerecht geworden sein dürften, können 
sie als Zeitdokumente von Rang dennoch einen beachtlichen Quellenwert und damit unse­
re besondere Aufmerksamkeit beanspruchen" (S. 200). 

In der überarbeiteten Fassung seines Habilitationsvortrages an der Berliner FU versucht 
Wol fgang W i p p e r m a n n (Aufstieg und Machtergreifung der NSDAP in Bremerhaven-
Wesermünde. In: JbMännerMorgenstern 57, 1978, S. 165—199), „an einem regional eng 
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begrenzten Gebiet generelle Thesen und Hypothesen der Faschismusforschung zu überprü­
fen". Mit diesem Versuch geht er über ähnliche, rein ereignisgeschichtliche Studien hin­
aus. Ein wichtiger Faktor, der den Aufstieg des Nationalsozialismus begünstigte, war der 
wirtschaftliche und soziale Tiefstand, so z. B. die hohe Arbeitslosenquote von 23% im 
Jahre 1932. Doch „weitaus wichtiger war die Tatsache, daß sich die demokratischen Par­
teien nicht zu einer gemeinsamen Abwehrfront zusammenfanden" (S. 168). Keines der bis­
herigen Erklärungsmodelle unter den Faschismustheorien, ob kommunistisch, sozialde­
mokratisch, liberal oder historisch-phänomenologisch, erfaßt nach W.s Auffassung die 
Wirklichkeit an der lokalen Basis genügend. Zur Analyse der „gewöhnlichen Faschisten 
im Alltag" fordert er die Anwendung von sozialpsychologischen Methoden, ohne jedoch 
selbst dieser Forderung nachzukommen. Statt dessen schließt W. an dieser Stelle die Frage 
nach der sozialen Zusammensetzung der Parteimitglieder und der Wähler an. Sowohl un­
ter den Mitgliedern (für die die Quellenbasis schmal ist) als auch unter den Wählern (deren 
Wahlbezirke im statistischen Anhang nur grob klassifiziert werden) seien — so stellt W. 
fest — alle Schichten der Bevölkerung vertreten. Insofern verkörperte die NSDAP den Ty­
pus einer „populistischen Partei" (S. 180). Vom Ansatz her kann die Untersuchung als 
fruchtbarer Beitrag der Landesgeschichte zur allgemeinen Geschichte gewertet werden. 

Hanne l i e s S c h a r t a u (Buxtehude 1929—1933, 2. Teil. In: StaderJb 68, 1978, S. 
72—101) setzt ihre Untersuchung über die Bedingungen und die Genese der nationalsozia­
listischen Machtübernahme fort. Im einzelnen analysiert sie u. a. die Arbeitslosigkeit, die 
Kriminalität, die Wahlergebnisse sowie die örtliche Tageszeitung und gelangt zu dem Er­
gebnis, daß Buxtehude zwar nicht so sehr hinsichtlich der Zusammenstöße zwischen den 
Rechten und den Linken, wohl aber was die Gründe für das Aufkommen der NSDAP an­
geht, für exemplarisch angesehen werden kann. 

Klaus Mlynek : Die Gleichschaltung der hannoverschen Bürgervereine in der NS-Zeit. 
In: HannGBll 34, 1980, S. 183—209. Die Bürgervereine in Hannover, eine Interessenver­
tretung der mittelständischen Bevölkerung auf kommunalpolitischem Gebiet, hatten die 
„Machtergreifung" der Nationalsozialisten zunächst durchaus begrüßt, waren dann aber 
zunehmend in eine oppositionelle Haltung gedrängt worden. Der um sie entbrannte Streit, 
der nicht mit der Auflösung, sondern mit der — relativ späten — Gleichschaltung endete, 
ist „so etwas wie ein Präzedenzfall für das Reichsgebiet gewesen . . . und (darf) von daher 
mehr als nur ein begrenztes stadtgeschichtliches Interesse beanspruchen . . . " (S. 185). 

Ulr ich P o p p l o w : Der Novemberpogrom 1938 in Münden und Göttingen. In: GöttJb 
28, 1980, S. 177—192. Was sich in der von den Nazis sogenannten „Reichskristallnacht" 
in den Städten Münden und Göttingen abspielte, stand an Niederträchtigkeit und Hinter­
hältigkeit den Untaten der NS-Schergen in anderen Städten in nichts nach. Möglicherweise 
überzeugender, weil authentischer, als wissenschaftliche Untersuchungen schildern die 
vom Autor befragten Augenzeugen, was sich seinerzeit ereignete. Vom wissenschaftlichen 
Standpunkt sei jedoch an dieser Stelle ein kritisches Wort zur Methode erlaubt. Gespräche 
mit Augenzeugen können eine legitime Quelle des Historikers sein, wenn sie u. a. über­
prüfbar sind. Zur Überprüfbarkeit gehört insbesondere die Zugänglichkeit, die es anderen 
Wissenschaftlern prinzipiell ermöglicht, z. B. den Quellen wert einer Aussage zu überprü­
fen, der von der Glaubwürdigkeit des Befragten und von der Fragestellung des Intervie­
wers abhängen kann. Belege etwa mit der Formulierung „Mündliche Mitteilung von XY 
vom 2. 8. 1978" genügen diesen Anforderungen nicht. (Vgl. im übrigen Helga Mar ia 
Kühn : Befragung Göttinger Bürger zum Zeitgeschehen 1930—1945. In: Informationen 
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zur modernen Stadtgeschichte 1981, S. 14 f.; zur Methode allgemein P e t e r S t e i n b a c h : 
Oral History und moderne Stadtgeschichte — Mündliche Stadtgeschichte? Ebd., S. 1—6.) 

Der ehemalige Regierungspräsident Josef Zü r l i k beschreibt in einer verwaltungsge­
schichtlichen Studie den Weg „Vom Lande Oldenburg zum Regierungsbezirk 
Weser-Ems" (in: OldenbJb 80, 1980, S. 151—184). Entscheidende Bedeutung bei der Neu­
gliederung der Nachkriegszeit hatte das Votum des Zonenbeirats, der sich gegen die Schaf­
fung eines Landes Weser-Ems und für die Eingliederung in das Land Niedersachsen aus­
sprach. Damals war die Haltung der oldenburgischen Bevölkerung nicht einheitlich: Die 
Kreise Cloppenburg und Vechta (sowie Lingen und Meppen) hatten sich für den Anschluß 
an ein neu zu bildendes Land Westfalen ausgesprochen. Ein einigermaßen geschlossenes 
landsmannschaftliches Zusammengehörigkeitsgefühl manifestierte sich in dem Volksbe­
gehren von 1956 und im Ergebnis des Volksentscheids von 1975. Sie haben dazu beigetra­
gen, daß die Bezirksregierung in Oldenburg aller Verwaltungsreform zum Trotz bis heute 
überdauerte. 

H e r m a n n S i c k m a n n : Materialien zur Geschichte des Bezirkslandtages zu Osna­
brück. In: OsnabMitt 86, 1980, S. 105—131. Nach dem Zusammenbruch des NS-Regimes 
wurden im Zuge des demokratischen Wiederaufbaus in den preußischen Regierungsbezir­
ken der britischen Besatzungszone Bezirkslandtage eingerichtet. Der Bezirkslandtag zu Os­
nabrück wurde am 19. Februar 1946 mit 46 ernannten Abgeordneten eröffnet, war jedoch 
nur von kurzlebiger Dauer, da er mit der Bildung des Landes Niedersachsen Ende Novem­
ber desselben Jahres wieder aufgelöst wurde. Seine Ausschüsse befaßten sich mit den drän­
gendsten Problemen der Zeit: der Entnazifizierung, dem Flüchtlingswesen, dem Woh­
nungsbau, dem Verkehr sowie der Ernährung. Fragmentarischen Charakter wie die Quel­
len trägt die Darstellung. Eine eingehendere Erforschung wird wohl erst möglich werden, 
wenn die Akten der Britischen Militärregierung zur Benutzung freigegeben worden sind. 

Auf zeitgenössischen Publikationen und persönlichen Erfahrungen beruhen die Ausfüh­
rungen Ludwig K ä m m e r e r s über den „Wiederaufbau der Post in der britischen Besat­
zungszone nach dem Zusammenbruch 1945" (in: Archiv für deutsche Postgeschichte 1978, 
H. 2, S. 5—18). K. schildert die Anfänge auf lokaler, regionaler und zonaler Ebene und die 
Errichtung der Reichspost-Oberdirektion für die Britische Zone (British Zone Reichspost-
Oberdirection = BZRPO). Ein besonderer Abschnitt ist der Entwicklung des Personal We-
sens gewidmet; darin befaßt er sich insbesondere mit der Entnazifizierung, die in der ame­
rikanischen Zone — wie der zahlenmäßige Vergleich mit der Entnazifizierung in den OPD-
Bezirken der britischen Zone belegt — viel strenger durchgeführt wurde. Zusammenfas­
send stellt K. fest, daß „zur Wiederingangsetzung des staatlichen und gesellschaftlichen 
Lebens dem raschen Wiederaufbau der Post sowohl vom Sieger wie vom Besiegten mit sel­
tener Einmütigkeit höchste Priorität eingeräumt wurde". Insofern ist hier für einen wichti­
gen Teilaspekt der Geschichte des Wiederaufbaus ein überschaubarer Rahmen geschaffen, 
den lokale Untersuchungen mit weiteren Einzelheiten ausfüllen müssen. 

A n d r e a s R ö p c k e : Dienstberichte der Besatzungsmacht. Die zentralen Berichtsserien 
der amerikanischen Militärregierung in Bremen (1945—1949) als historische Quelle. In: 
BremJb 57, 1979, S. 289—316. Die Akten des Office of Military Government for Germany 
(US), kurz OMGUS genannt, umfassen insgesamt etwa 3300 laufende Meter. Im Rahmen 
eines deutsch-amerikanischen Abkommens sind die archivwürdigen Teile seit dem Früh­
jahr 1977 auf Microfiche verfilmt worden. Im Staatsarchiv Bremen stehen nunmehr die 
Aufnahmen von etwa 2100 Bänden dem interessierten Forscher zur Verfügung. Von be-
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sonderer Bedeutung sind die verschiedenen Berichte, über deren Form, Inhalt und Quel­
lenwert R. in seinem Beitrag referiert. Die heute zu Niedersachsen gehörenden Landkreise 
Wesermarsch, Wesermünde und Osterholz-Scharmbeck sind für die Zeit der amerikani­
schen Militärverwaltung (bis 10. 12. 1945) in der Berichterstattung miterfaßt. 

Mit der Authentizität des Augenzeugen berichtet G e o r g S t r i c k r o d t (Identitätswah­
rung im Umbruch der Systeme. Die Stunde Null 1945 im Salzgittergebiet. In: SalzgitterJb 
2, 1980, S. 53—76) von den Vorgängen bei der Einnahme der Reichswerke und ihrer Wei­
terführung seit dem 10. April 1945. Dem „Rückgriff auf die Männer der früheren zweiten 
Linie" verdankt S. die Ernennung zum „Generaldirektor". Sein Aufstieg zum braun­
schweigischen Wirtschaftsminister und zum niedersächsischen Finanzminister erleichterte 
die „personale Heranführung der Leitungskompetenz-Treuhänderschaft" der ehemaligen 
Reichswerke Hermann Göring „an die wieder erstehende Hoheitssphäre deutscher Staat­
lichkeit", an deren Ende die Übernahme der Eigentümerverantwortung durch die Bundes­
regierung und die Inbetriebnahme des neuen Stahlwerks im Jahre 1953 standen. Die Erfah­
rungen seiner langjährigen Tätigkeit im Salzgittergebiet (1937—1973) fließen in den Be­
richt ein und veranlassen ihn zu grundsätzlichen Resümees zum Problem der Vergangen­
heitsbewältigung und des Wiederaufbaus in der Nachkriegszeit. 

R E C H T S - , V E R F A S S U N G S - U N D 
S O Z I A L G E S C H I C H T E 

Burcha rd S c h e p e r : Kaufmann, Stadtherr, Ratsgewalt. Über die norddeutsche Städ­
telandschaft im 12. und 13. Jahrhundert. In: Stader Jb 69, 1979, S. 18—38. Daß Stade an 
Fläche und Einwohnerzahl das benachbarte Hamburg bis zum 13. Jahrhundert übertraf, 
ist spätestens seit den Arbeiten Erich von Lehes bekannt. Welchen Standort im übrigen die 
Stadt an der Schwinge unter den hochmittelalterlichen Städten des norddeutschen Raumes 
einnimmt, skizziert Sch. anhand der Entwicklung des Handels, der Autonomie und der Ei­
nung. Eher unsystematisch werden Vergleiche insbesondere zu Haithabu, zu Braun­
schweig, Bremen und Lübeck gezogen. 

Anhand einiger Beispiele belegt H a n s S c h l o t t e r (Heiratspolitik Hildesheimer Ge­
schlechter zur Sicherung der sozialen Stellung und der Ratsherrschaft. In: Alt-Hildesheim 
51, 1980, S. 15—21) die These, daß die führenden Geschlechter durch gezielte Heiratspoli­
tik bestrebt waren, ihr Ansehen, ihre soziale Stellung und ihre Macht zu bewahren, zu 
mehren und sich gegenüber anderen abzuschließen. Eindrucksvoll ist das Beispiel der 1477 
verstorbenen Ilsabe Winkelmann: Sie wurde die Ahnfrau von 24 Hildesheimer Bürgermei­
stern mit zusammen 279 Amts jähren. 

Aus der Zeit zwischen 1457 und 1837 stellt O t t o Voigt alle greifbaren Fakten über 
„Scharfrichter und Abdecker in der Stadt Verden" (in: StaderJb 68, 1978, S. 28—43) zu­
sammen. Die Gliederung ist rein chronologisch, die Behandlung rein positivistisch. Für ei­
ne problematisierende Betrachtung beispielsweise über die soziale Stellung oder das Hei­
ratsverhalten wartet der Stoff noch auf eine weitere Auswertung. 

Gisela W i l b e r t z : Hexenprozesse und Zauberglaube im Hochstift Osnabrück. In: Os-
nabMitt 84, 1978, S. 33—50. In den Amtsrechnungen des 16. und 17. Jahrhunderts fand 
W. eine Reihe von Angaben über die Kosten von Hexenprozessen. Sie ergänzt bzw. korri-
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giert anhand dieses Materials einige Ergebnisse G. Schormanns (Hexenprozesse in Nord­
westdeutschland, 1977). Im Vergleich zur Stadt Osnabrück war die Zahl der Prozesse auf 
dem Land gering, unter den Opfern waren Frauen bei weitem überrepräsentiert. Unter den 
Motiven für die Beschuldigung sind in Einzelfällen die persönlichen Lebensumstände und 
lokalpolitische Machtkämpfe feststellbar. Fraglich bleibt, inwieweit angesichts der 
Lückenhaftigkeit und somit der Zufälligkeit des überkommenen Quellenmaterials die Er­
gebnisse überhaupt als repräsentativ gelten können. 

H e r b e r t L o m m a t z s c h : Auf eigene Initiative zurückgehende Lerbacher gemeinnützi­
ge Vereinigungen aus dem letzten Drittel des 18. Jahrhunderts. In: HeimatBllsüdwestlHarz-
rand 35,1979, S. 75—84. Zur weiteren, überlokalen Auswertung geeignet ist die Mitteilung 
des Wortlauts einiger Quellenstücke aus der Entstehungszeit zweier „Sozialversicherungs-
vereine": der Gnadenkasse der Eisensteiner von 1770, die im Falle von Krankheit, Invalidi­
tät oder im Sterbefall half und sogar eine Witwenrente zahlte, ferner einer Begräbnissozie-
tät von 1783, welche ein Begräbnisgeld auszahlte. 

Anläßlich des zweihundertjährigen Jubiläums hat Ha ra ld Schieckel ,,Die Mitglieder 
der »Oldenburgischen Literarischen Gesellschaft von 1779* seit ihrer Gründung" (in: Ol-
denbJb 78/79, 1978/79, S. 1—17) listenmäßig erfaßt. In den einleitenden Bemerkungen 
wird festgehalten, daß es sich bei dieser Gesellschaft um eine Vereinigung der Oberschicht 
handelt, die bis zur Gegenwart ihren elitären und exklusiven Charakter gewahrt hat. Ge­
genüber dem 1839 gegründeten Literarisch-Geselligen Verein zu Oldenburg, dessen Mit­
glieder sich aus der gleichen Gesellschaftsschicht rekrutierten, galt die Oldenburgische Li­
terarische Gesellschaft als die vornehmere. Eine solche Datensammlung wird im auswer­
tenden Vergleich ihren vollen Nutzen entfalten. 

Mit Bemerkungen ,,Über das Gesindewesen im Oldenburger Münsterland und im übri­
gen Westfalen" setzt F r i ed r i ch -Wi lhe lm Schaer (in: JbOldenbMünsterland 1980, S. 
40—49) seine in Band 50, 1978, dieser Zeitschrift begonnene Beschäftigung mit den ländli­
chen Unterschichten fort und weckt dadurch beim Leser den Wunsch, systematischer und 
umfassender über dieses schwierige Forschungsproblem informiert zu werden. 

Heinr ich V o o r t : Die „außerordentlichen Gefälle" aus den eigenbehörigen Höfen in 
der Grafschaft Bentheim. In: Das Bentheimer Land 96, 1980, S. 14—38. Als besonders 
drückend wurden die außerordentlichen Gefälle, das sind insbesondere „Erbwinnung" 
und „Verderb", empfunden, weil die Summe nicht langfristig verteilt war, sondern in ein 
oder zwei Raten kurzfristig gezahlt werden mußte. Für beide „Fälle" stand dem Grund­
herrn grundsätzlich die Hälfte des beweglichen Nachlasses zu. Durch diese Abgaben wur­
den die Höfe in der frühen Neuzeit ganz erheblich belastet; für den Grundherrn machten 
sie einen wesentlichen Teil der Gesamteinkünfte aus. In den außerordentlichen Gefällen 
werden — wie sonst selten — in Zahlen meßbar die Folgen der Eigenbehörigkeit deutlich. 

Jü rgen Sievers : Landwirtschaftliche Verhältnisse und Aufhebung der Grundherr­
schaft im Landdrosteibezirk Stade. In: Rotenburger Schrr. 52, 1980, S. 49—82; 53, 1980, 
S. 81—106. Der Aufsatz bringt die beiden ersten Kapitel aus der Dissertation des Autors 
über „Die Agrargesetzgebung für die Herzogtümer Bremen und Verden im 18. und 19. 
Jahrhundert" (jur. Diss. Hamburg 1976). Das Literaturverzeichnis soll im Jahrgang 1981 
folgen. Voraussetzung für den mit Hilfe von Technik und Chemie erzielten Aufschwung 
der Landwirtschaft im 19. Jahrhundert waren staatliche Maßnahmen, die die jahrhunder­
tealten Strukturen, deren Zustand zu Beginn des 19. Jahrhunderts im ersten Teil darge­
stellt werden, veränderten. Neben der Gemeinheitsteilung und der Verkuppelung war es 
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vor allem die Aufhebung der Grundherrschaft durch die Ablösungsgesetze, die zwischen 
1825 und dem Ende des Jahrhunderts die ländlichen Strukturen neu ordneten. Diese revo­
lutionierende Umschichtung, die im zweiten Teil behandelt wird, ist durchaus mit den etwa 
gleichzeitigen Umwälzungen in den städtischen Industriebezirken vergleichbar. Übersicht­
lichkeit, Klarheit und Knappheit der Darstellung geben dem Beitrag einen handbucharti­
gen Charakter. 

Die Arbeit von Erns t Herde r (Zur Lage der Arbeiter in den Unterweserorten vor und 
nach der Mitte des 19. Jahrhunderts. In: JbMännerMorgenstern 58,1979, S. 251—274) be­
ginnt mit einem Paukenschlag: „Die Lage der Arbeiter war in Deutschland zu Beginn des 
19. Jahrhunderts hoffnungslos . . . Das Großbürgertum erntete die Früchte der beginnen­
den Industrialisierung. Den zunehmenden Wohlstand bezahlte es mit dem Verzicht auf po­
litische Freiheit . . . Vom Staat nur unzureichend geschützt, waren sie (die Tagelöhner und 
Handwerksgesellen, die kleinen Bauern und Häuslinge) der vom Profitstreben beherrsch­
ten wirtschaftlichen Macht des Großbürgertums hilflos ausgesetzt . . . Es bildete 
sich das Proletariat, das in die Industriezentren strömte . . . " (S. 251). Man muß dem Au­
tor dafür danken, daß er sein Glaubensbekenntnis ohne Umschweife gleich an den Anfang 
setzt; so wird der Leser, falls er denn überhaupt noch Lust dazu verspürt, bei der weiteren 
Lektüre die Sinne offen halten. Man höre und staune: „Diese Bevölkerungskreise (die Ar­
beiter in der Fremde) vermehrten sich durch die im Königreich Hannover eingeführte 
Bauernbefreiung', . . . deren Vorteil bei den Guts- und großen Hofbesitzern lag, den 
Kleinbauern und eigentumslosen Häuslingen aber die Gemeinheitsnutzung entschädi­
gungslos entzog" (S. 252). Sobald sich der Autor dem konkreten historischen Geschehen 
zuwendet, werden seine Töne moderater. Er schildert einige Aspekte des Hafenbaus in 
Geestemünde und muß gestehen: „Wenn auch der Arbeiterstand unter den Bewohnern 
Geestendorfs überwog, bedeutete das nicht zugleich, daß es dort keinen Wohlstand gab. 
Das Gegenteil war der Fall" (S. 256). Hauptuntersuchungsgegenstand ist jedoch die prak­
tische Durchführung der hannoverschen Domizilordnung von 1827 in Geestendorf und Le­
he, Die Tatsache, daß dieses Thema durchaus sachlich und differenziert behandelt wird, 
legt den Verdacht'nahe, daß das eingangs zitierte Glaubenbekenntnis lediglich nachgebetet 
wurde. 

Zum Lehrstück juristischer Kasuistik wird ein Rechtsstreit der Kirchengemeinde Schee­
ßel mit dem Bauern des Einhofes Hunhorn, der im Jahre 1931 vor dem Amtsgericht in Ro­
tenburg ausgetragen wurde (Rolf See land : Kirchengut hat eiserne Zähne. Eine rechtsge­
schichtliche Fallstudie zum Eigentumsrecht. In: Rotenburger Schrr. 52, 1980, S. 83—101). 
Die Beweisführung berührt u. a. Fragen des Meierzinses im 17. und 18., seine Ablösung im 
19. Jahrhundert sowie die Frage der Rechtsverbindlichkeit älterer kirchlicher Lagerbücher 
und gelangt zu dem Ergebnis, daß das Amtsgericht seinerzeit ein Fehlurteil gesprochen 
hat. Die Fundstelle des Prozesses wird nicht angegeben. 

Erns t Bep la t e : Bederkesas Juden. In: JbMännerMorgenstern 58, 1979, S. 223—249. 
Die Geschichte der Juden in Bederkesa beginnt am Anfang des 18. Jahrhunderts. Insbe­
sondere die Anträge zur Ausstellung bzw. auch die Aberkennung von Schutzbriefen schla­
gen sich in den Regierungsakten nieder. Ausführliche Begründungen und Schilderungen 
der Umstände, die in den Anträgen enthalten sind, vermitteln ein lebendiges Bild dieser 
i. d. R. armen, außerhalb der übrigen Gesellschaft stehenden Bevölkerungsgruppe, die nur 
vorübergehend während der französischen Besatzung gleichberechtigt wurde. Einer gewis­
sen Blüte erfreuten sich die Juden in Bederkesa in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts. 
Mit einer Zahl von 30 Personen stellten sie etwa 2,5 % der gesamten Einwohnerschaft. 

29* 
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Trotz der Liberalisierung der Judengesetze im Königreich Hannover ging ihre Zahl in Be­
derkesa seit der Mitte des Jahrhunderts zurück, bis im Jahre 1902 der letzte jüdische Bür­
ger Bederkesas verstarb. 

In den Auseinandersetzungen zwischen den Gilden und den Juden entschied der Rat der 
Stadt Hildesheim, wie Pe t e r Aufgebaue r (Die Hildesheimer Juden in den Wirtschafts­
kämpfen des 17. Jahrhunderts. In: Alt-Hildesheim 50, 1979, S. 33—38) anhand mehrerer 
Beispiele darlegt, im allgemeinen zugunsten der privilegierten alten Verbände. Die Juden 
verblieben dadurch in ihrer sozialen Außenseiterrolle, versuchten jedoch, die neuen mer-
kantilistischen Prinzipien zur Besserung ihrer sozialen Lage zu nutzen. 

S I E D L U N G S - , W I R T S C H A F T S - U N D 
V E R K E H R S G E S C H I C H T E 

Der Arbeitskreis für genetische Siedlungsforschung in Mitteleuropa befaßte sich im 
Rahmen seiner vom 8. bis 10. 6. 1978 in Wilhelmshaven abgehaltenen Tagung mit Ver­
kehrssiedlungen am Wasser. Die Vorträge, die dort gehalten wurden, sind im 52. Band 
(1978) der „Berichte zur deutschen Landeskunde*' abgedruckt. Pe te r Schmid referiert 
über „Siedlung und Wirtschaft in den Jahrhunderten vor und nach der Zeitenwende im 
Küstengebiet der südlichen Nordsee" (S. 137—157). Seine Interpretation der archäologi­
schen Befunde zeigt, daß die Siedlungen in der behandelten Zeit ganz und gar von der na­
türlichen Umwelt beherrscht wurden. Klaus Brand t behandelt das Thema „Küstenhan­
delsplätze des frühen und hohen Mittelalters zwischen Ems und Weser" (S. 159—176). 
Vornehmlich am Beispiel von Emden, Nesse (Krs. Aurich) und Hatzum (Krs. Leer) führt 
er den Typ des auf einer Langwurt gelegenen Straßendorfs vor, Siedlungen, die seit ihrer 
Entstehung während der friesischen Landnahme nicht von Bauern, sondern von Gewerbe­
treibenden bewohnt waren. Detlev El imers untersucht die „Hafentechnik und ihre Be­
deutung für die Siedlungsgenese" (S. 177—202). Stark systematisiert führt er ein ganzes 
Bündel von Faktoren auf, die die Anlage von Siedlungen an Gewässern gefördert und zu 
deren unterschiedlicher Entwicklung beigetragen haben. Geographische Faktoren und die 
Funktion spielten eine große Rolle, aber auch die technischen Möglichkeiten z. B. im 
Schiffbau oder im Deichbau prägten bzw. änderten das Aussehen der Hafenorte entschei­
dend, so daß ihre Typologie sehr differenziert ausfallen muß. 

In kritischer Auseinandersetzung mit der älteren Literatur resümiert Wa ldemar Re in­
h a r d t den Forschungsstand zu „Küstenentwicklung und Deichbau während des Mittelal­
ters zwischen Maade, Jade und Jadebusen" (in: EmderJb 59, 1979, S. 17—61). Er defi­
niert den mittelalterlichen Deichbau als eine Funktion des Landesausbaus. Die politische 
und dadurch bedingte wirtschaftliche Schwächung des Landes wirkte sich nachteilig auf 
die Unterhaltung der Deiche aus. Das Land, das durch die Eindeichung früher gewonnen 
worden war, ging dadurch am Ende des Mittelalters in beträchtlichem Maße wieder verlo­
ren. Diesem Prozeß wurde erst durch das Erstarken der landesherrlichen Ordnungsmacht 
Einhalt geboten. 

Die „Flurnamen in und um Uelsen" hat Geer t Geer ink (in: Das Bentheimer Land 92, 
1978, S. 234—268) und „Die Flurnamen von Flögeln" hat Augus t F . Pech (in: JbMän­
nerMorgenstern 59, 1980, S. 11—100) in mühevoller Kleinarbeit zusammengetragen, er­
gänzt um einige historische Nachrichten. Diese umfangreichen Sammelarbeiten harren nun 
der Auswertung durch die Siedlungskunde. 
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Für mittelalterliche Verhältnisse waren die Mengen der am Goslarer Rammeisberg abge­
bauten silberhaltigen Blei- und Kupfererze erstaunlich groß. Über die Beschaffenheit der 
Kupfererze und die Technologie des Hüttenprozesses handelt ein Aufsatz von G e r h a r d 
L a u b : Zur Technologie der Kupfergewinnung aus Rammelsberger Erzen im Mittelalter. 
In: HarzZ 32, 1980, S. 15—76. Seine Untersuchungen fördern zutage, daß die Verfahren 
der wechselnden Erzbeschaffenheit angepaßt werden mußten, daß die guten Qualitäten, 
die bis zum 14. Jahrhundert erzielt wurden, im 15. Jahrhundert trotz aller Versuche nicht 
mehr erreichbar waren. Im Gegensatz zur Behauptung mancher Autoren kann keinesfalls 
davon die Rede sein, daß die damaligen Verhüttungsverfahren einschließlich der verwen­
deten Betriebsmittel primitiv gewesen sind; vielmehr waren sie durchdacht und zweckent­
sprechend. 

Fr iedr ich G ü n t h e r : Die Gründung der Bergstadt Altenau und ihr Bergbau. In: 
HarzZ 31, 1979, S. 35—56. Posthum wird hier der erste Teil eines Manuskripts veröffent­
licht, dessen Unzulänglichkeiten auch durch die Überarbeitung der Anmerkungen nicht 
ausgeglichen wurden. Schwerpunktmäßig wird der Bergbau im 16. Jahrhundert behandelt, 
die Gründung der Bergstadt praktisch gar nicht. 

Aufgrund von Schlackenfunden hat Manfred Klaube (Stätten und Relikte der frühe­
ren Buntmetallerzverhüttung im Ambergau. In: Alt-Hildesheim 50, 1979, S. 25—31) um 
Bockenem acht Verhüttungsstellen ausgemacht, die er zusammenfassend beschreibt. Die 
Schlackenanalyse ergab, daß dort wahrscheinlich Erz des Rammeisberges verhüttet wurde. 
Aus dem unterschiedlichen Verhüttungsverfahren gewinnt er die zeitliche Differenzierung. 

Ergänzend zu der in Band 52, 1980, dieser Zeitschrift erschienenen Miszelle über die 
Währungsverhältnisse des 15. Jahrhunderts im Fürstentum Lüneburg gelangt Hors t Ma-
such (Kornpreise und Kornmaße im „unbekannten Kornregister". In: HannGBll 34, 
1980, S. 119—127) im Zuge der Überprüfung eines Kornregisters der Jahre 1424—1430 zu 
dem Ergebnis, daß die Preis- und Währungsverhältnisse im Spätmittelalter durchaus nicht 
so chaotisch waren, wie man bisher teilweise annahm: Für Roggen und Gerste bestand ein 
identischer Festpreis, und zwar von 13 Vi Schilling oder 162 Pfennig pro Malter, gerechnet 
zu 3 Scheffel (= 6 Himpten). Der Wechselkurs zwischen Landeswährung und lübischer 
Währung betrug 1:1 Vi. 

Heinr ich V o o r t : Die Getreidemaße in der Grafschaft Bentheim. In: Das Bentheimer 
Land 92, 1978, S. 47—60. Im Kloster Wietmarschen, in der Stadt Nordhorn, in der Ober-
und Niedergrafschaft wurde bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts jeweils mit durchaus ver­
schiedenen Maßen gemessen. Auch innerhalb der einzelnen Wirtschaftsgebiete wechselten 
die Maßeinheiten je nach vorherrschenden Handelsbeziehungen. V. entwirrt das Knäuel 
und setzt die Maße in Beziehung zu hannoverschen und preußischen Maßen. 

Die Entwicklung der Forstwirtschaft in den letzten 200 Jahren stellt Gün te r Amelung 
(Planungsidee und Planungsverwirklichung in den niedersächsischen Landesforsten — 
dargestellt am Beispiel der Forstwirtschaft im Hils 1746—1980. In: NArchNdSachs 28, 
1979, S. 153—180) exemplarisch dar. In der Holzartenverteilung spiegeln sich die Funk­
tionen wider: Landwirtschaft und Forstwirtschaft wurden getrennt, indem die bäuerlichen 
Berechtigungen abgelöst wurden. Der Wald wurde mehr und mehr Objekt langfristiger, 
flächendeckender Planung und Bewirtschaftung, die in ihm vor allem eine Energie- und 
Rohstoffquelle sah. Seit dem 20. Jahrhundert ist daneben auch die Schutz- und Erholungs­
funktion Bestandteil der modernen forstlichen Planung. „Der Wald dient damit zugleich 
den Forderungen der Landschaftspflege, des Naturschutzes und der Rohstofflieferung." 
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Ein weiteres Beispiel für die vielseitige Nutzung des Waldes in früherer Zeit ist der Bei­
trag von Heinr ich Voor t über den ,.Bentheimer Wald. Die Geschichte seiner Nutzung 
und Pflege" (in: Das Bentheimer Land 93, 1979, S. 174—211). Im 16. Jahrhundert wurden 
allein über 3000 Schweine von den eigenbehörigen Bauern der berechtigten Gutsherren in 
den gräflichen Wald zur Eichelmast getrieben. Der Holzeinschlag im 17. und 18. Jahrhun­
dert verkleinerte die Fläche mehr und mehr, so daß im 19. Jahrhundert die Zahl der 
Schweine auf 450 begrenzt werden mußte. Erst als eine planmäßige Forstwirtschaft die bis 
dahin unsystematisch betriebene Waldpflege ablöste, wurde diesem Prozeß Einhalt gebo­
ten. Den Untertanen waren ferner Plaggenstich, Weide und Holzsammeln zugestanden, 
die Jagd blieb allein dem Grafen vorbehalten. Holzgerichte sind seit dem Mittelalter be­
legt. Mit der Ablösung der bäuerlichen Berechtigungen in der zweiten Hälfte des 19. Jahr­
hunderts war der Weg frei für einen modernen, ausschließlichen Forstwirtschaftsbetrieb. 

E l i sabe th Harde r -Ger sdo r f f : Nutzen und Nachteil des Handels mit baltischer 
Leinsaat für den osnabrückischen Flachsbau im 18. Jahrhundert. In: OsnabMitt 86, 1980, 
S. 55—82. Bis ins späte 19. Jahrhundert bezog das Osnabrücker Land die Leinsaat aus 
dem Baltikum. Der hier angebaute Flachs wurde zu Handelsleinen verarbeitet. „Die klein­
bäuerliche und unterbäuerliche Schicht, welche die Garn- und Leinenproduktion trug, ver­
fügte indes weder über das Land noch über die Lagermöglichkeiten und sicher nicht über 
die überschüssige Arbeitskraft, um eine gesonderte Saatzucht zu betreiben" (S. 82). Han­
delswege, Handelsspannen und Handelspolitik im 18. Jahrhundert werden ausführlich be­
schrieben. 

Jü rgen Sch lumbohm: Der saisonale Rhythmus der Leinenproduktion im Osna­
brücker Lande während des späten 18. und der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts: Er­
scheinungsbild, Zusammenhänge und interregionaler Vergleich. In: ArchSozialG 19, 1979, 
S. 263—298. Die statistische Auswertung der Register der Osnabrücker Stadtlegge von 
1771—1855 zeigt, daß die Hersteller von Leinen ihre Produkte überwiegend in den Som­
mermonaten zur Legge brachten. Die Kurve der Preise und die der angebotenen Waren­
menge verlaufen in etwa parallel. Im Räume Bielefeld und in der Niederlausitz, die zum 
Vergleich herangezogen werden, sind zwar ebenfalls saisonale Schwankungen feststellbar; 
sie verlaufen indessen viel flacher. Der Grund dafür ist nach Sch. darin zu sehen, daß die 
Leinenproduktion in der Niederlausitz und im Ravensbergischen hauptberuflich und ar­
beitsteilig, im Osnabrücker Land nebenberuflich und wenig arbeitsteilig betrieben wurde. 

Kä the Mi t t e lhäusse r : Häuslinge im südlichen Niedersachsen. In: BllDtLdG 116, 
1980, S. 235—278. Häuslinge gehören zur ländlichen Unterschicht und treten seit dem 16. 
Jahrhundert auf. Sie wohnen zur Miete und besitzen kein eigenes Land. Ihr Bestreben, die­
sem Zustand abzuhelfen und z. B. als „Kirchhöfner" oder „Brinksitzer" ein eigenes 
Häuschen zu erwerben, läßt sie zu Trägern der sog. jüngeren Nachsiedlung werden. Unver­
meidbar werden bei der Behandlung der siedlungsgeschichtlichen Fragen auch bevölke­
rungsgeschichtliche Aspekte berührt, z. B. der Anteil der Häuslinge an der Bevölkerung, 
die Zusammensetzung nach Alter und Geschlecht, die Berufe, die wirtschaftliche Lage und 
die Wohnverhältnisse. Für ihre Untersuchung hat Frau M. insbesondere Kopfsteuerbe­
schreibungen, Musterungsrollen und Häuslingsregister ausgewertet, Quellen, die her­
kömmlicherweise fast ausschließlich von der Familienkunde genutzt werden. Daß man mit 
ihrer Hilfe flächendeckende strukturgeschichtliche Forschungen anstellen kann, dafür ist 
die vorliegende Arbeit ein anregendes Beispiel. 
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Seine Erörterung sozialtopographischer Methoden in Band 52 dieser Zeitschrift setzt 
Die t r ich Denecke (Die historische Dimension der Sozialtopographie am Beispiel süd-
niedersächsischer Städte. In: BerrDtLdkde 54, 1980, S. 211—252) fort. Er beschreibt das 
Problem der Anordnungsmuster von sozialen Merkmalen und fragt nach ihren Korrelatio­
nen und ihrem Wandel im horizontalen bzw. vertikalen Zeitschnitt. Im einzelnen stellt er 
u. a. für die Stadt Göttingen im 18. Jahrhundert allgemein ein soziales Gefälle vom Zen­
trum zur Peripherie fest, aufgelockert durch vereinzelte Konzentrationen bzw. Dispersio­
nen. Die gleichartige topographische Verteilung verschiedener sozialer Merkmale läßt auf 
eine enge Korrelation dieser Merkmale schließen. In der Stadt Seesen weist D. für die Zeit 
von 1670 bis 1950 eine erstaunlich große Konstanz der Berufe bzw. der Art der gewerbli­
chen Nutzung der Gebäude nach. Am Ende betont D. den Wert solcher historisch­
topographischer Untersuchungen für die sog. angewandte Forschung. Auf die weiteren Er­
gebnisse dieses aus Forschungsmitteln des Landes geförderten Projektes, insbesondere auf 
die zwischenörtlichen Vergleiche, wird man gespannt sein dürfen. 

Eher konventionell gearbeitet ist dagegen der Aufsatz von Jörg Putz ig : Zur 
Bevölkerungs- und Wirtschaftsgeschichte der Otterndorfer Altstadt. In: JbMännerMor­
genstern 58, 1979, S. 179—198. Während die Einwohnerzahl Otterndorfs vom 18. Jahr­
hundert bis etwa 1925 ziemlich konstant blieb, verdoppelte sie sich im Jahre 1929 durch 
Eingemeindungen. Einen echten Bevölkerungszuwachs erlebte die Stadt nach dem Zweiten 
Weltkrieg, als mit dem Zustrom von Flüchtlingen im Jahre 1950 die Höchstzahl von 7348 
Einwohnern erreicht wurde. Die Soziotope des Jahres 1980 zeigt ein soziales Gefälle von 
den Geschäftsstraßen zu den Randstraßen. Der Vergleich der Altersstruktur der Bevölke­
rung der Altstadt mit der „Reststadt" belegt signifikant die Überalterung der ersteren. Die 
durchschnittliche Größe der Haushalte ist von 3,6 im Jahre 1895 auf 2,3 Personen im Jahre 
1979 gefallen. Die Schilderung der Entwicklung von Handel und Gewerbe, die der der Be­
völkerungsentwicklung folgt, stützt sich zumeist auf vorhandene Darstellungen. Leider 
wird der begrüßenswerte wissenschaftliche Ansatz durch wesentliche Mängel in der Form 
(z. B. nicht überprüfbare Belege) beeinträchtigt. 

Wal te r Buschmann : Stadtplanung und Stadtentwicklung im 19. Jahrhundert, darge­
stellt am Beispiel der Industriestadt Linden. In: HannGBll 34, 1980, S. 41—58. Der stürmi­
schen Entwicklung Lindens im 19. Jahrhundert standen keine adäquaten Planungsinstru­
mente gegenüber. Bis zur Mitte des Jahrhunderts war es eine einzelne Architektenpersön­
lichkeit, der hannoversche Oberhofbaurat G. L. F. Laves, der sich mit seinen klassizisti­
schen Gestaltungsvorstellungen gegen die abweichenden Interessen von Grundeigentümern 
durchzusetzen versuchte. In der Folgezeit der ,,Ära der Geometer" brachten anonym blei­
bende Ingenieure und Techniker — in Abhängigkeit von ihren vorwiegend wirtschaftlich 
kalkulierenden Auftraggebern — einen höchst nüchternen Grundzug in den Städtebau, 
ehe seit etwa 1890 eine „schmuckvolle Ausgestaltung der Straßenräume unter repräsentati­
ven Gesichtspunkten'' die „übermäßige Orientierung der Stadtplanung an den konkreten 
Problemen jener Zeit" wieder zurückdrängte. Wem die in der Reihe „Quellen und Dar­
stellungen zur Geschichte Niedersachsens" als Band 92 erschienene Dissertation des Verf. 
(Hildesheim 1981, besprochen oben S. 397) zu sehr in die Einzelheiten geht, dem sei dieser 
ausschnitthafte Überblick zur Lektüre empfohlen. 

Die Regierung der Franzosen in der Übergangszeit zeichnete sich u. a. durch die Einfüh­
rung einer exakten Verwaltung aus, die in Hildesheim um so mehr ins Gewicht fiel, als die 
alte fürst bischöfliche Verwaltung „wenig aktiv, ja fast träge gewesen" war, Helmut von 
Jan (Die wirtschaftliche Lage Hildesheims im Jahre 1811. In: Alt-Hildesheim 50, 1979, S. 
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53—63) referiert aus einem Fragebogen zur wirtschaftlichen Situation der Stadt, der 1811 
vom Präfekten Henneberg entworfen und vom Polizeikommissar Firnhaber beantwortet 
wurde. Er ergänzt diese Beschreibung um statistische Angaben über Handwerker und Ge­
werbe und einige andere Quellenfunde aus dem Stadtarchiv. 

Karl Kowalewski : Lüchow — eine kleine Stadt im Umbruch des 19. Jahrhunderts. 
In: Hannoversches Wendland 7, 1978/79, S. 135—150. Die Wirtschaft des Wendlandes 
hat sich im 19. Jahrhundert nicht so stürmisch entwickelt wie in den Ballungsgebieten der 
Industrie. Immerhin hat sich auch in Lüchow die Zahl der Handwerke zwischen 1800 und 
1850 verdoppelt. Im allgemeinen verzeichnet die Wirtschaft der Stadt ,,eine Fortentwick­
lung der alten Struktur bei erheblich größerer Differenzierung" (S. 144). Die durch die ab­
seitige Lage bedingten schlechten Verkehrsverhältnisse waren mit schuld daran, daß der 
Abstand zu den stärker entwickelten Regionen im Verlauf der zweiten Hälfte des 19. Jahr­
hunderts immer größer wurde. ,,Nach heutigen Erkenntnissen und Einsichten muß man 
fragen, ob es nicht im ganzen gesehen doch ein Segen war, daß der Kleinstadt Lüchow das 
schreckliche Schicksal vieler Kleinstädte des 19. Jahrhunderts erspart geblieben ist, die 
durch die Gunst ihrer Lage in den vollen Sog des Fortschritts gerieten" (S. 149). 

F rank Norbe r t Nage l : Historische Verkuppelung und Flurbereinigung der Gegen­
wart — ihr Einfluß auf den Wandel der Kulturlandschaft. In: ZAgrarGAgrarsoziol 26, 
1978, S. 13—41. Am Beispiel der Gemarkung Betzendorf in der Lüneburger Heide werden 
die Auswirkungen der gesetzlichen Flurbereinigungsverfahren in den beiden vergangenen 
Jahrhunderten geschildert. Nach N.s Untersuchung führte die Gemeinheitsteilung, die 
zwischen 1807 und 1836 in Betzendorf durchgeführt wurde, zu erheblichen Strukturverän­
derungen: Der Privatbesitz der Bauern wurde erheblich vergrößert, wenn auch unter­
schiedlich stark je nach Umfang des Besitzstandes (Teilungsmaßstab für die Allmende: 
Halbhufner 10—16, Kötner 2—4 Teile). Die Zusammenlegung der Parzellen änderte das 
Bild der Kulturlandschaft: Schmalstreifige Parzellen wurden von Breitstreifen und 
Blöcken abgelöst; das Wegenetz wurde erneuert, so daß jeder Besitzer seine Parzelle indivi­
duell nutzen konnte. Dieses Gefüge erwies sich über etwa 150 Jahre als beständig; erst seit 
den 60er Jahren dieses Jahrhunderts wurde die Agrarstruktur neu geordnet. 

Bruno Lievenbrück und Pe ter Weber : Siedlungsentwicklung als Prozeß der 
Raumbeherrschung: Zur politischen Geographie der Gemeinde Börger /Hümmling. In: 
BerrDtLdkde 52, 1978, S. 33—48. Als exemplarischen Beleg für die im Titel der Untersu­
chung ausgesprochene These haben die Autoren die Gemeinde Börger im Hümmling aus­
gewählt, „wo in einem über mehr als 200 Jahre sich erstreckenden Prozeß der Siedlungs­
ausbau vom Geestrand ausgehend in die Moorgebiete hinein als ein außerordentlich kon­
fliktgeladener Machtkampf unterschiedlicher sozialer Klassen um optimale Lebens- und 
Produktionsstandorte erkennbar wird". Gemeint ist folgendes: Die Gemeinde Börger war 
besitzrechtlich homogen strukturiert, ehe mit der Bevölkerungszunahme seit der zweiten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts nachgeborene Söhne und Töchter darauf drängten, in der Ge­
meindemark, d. h. an der Peripherie der Gemeinde, eine Siedlungsstelle zu erhalten. In der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts erreichen die Neusiedler — gefördert durch die Mar­
kenteilung — politische Selbständigkeit, so daß sich „das System Zentrum—Peripherie 
umgestaltet zu einem kommunalen Mehrkern-System". Endlich lösten sich die Tochterge­
meinden von der Muttergemeinde, so daß sie nach der kommunalen Neugliederung seit 
1970 unterschiedlichen Gemeinden angehören. Die konkrete Geschichte entpuppt sich so­
mit als weit weniger dramatisch, als die eingangs zitierte ideologische Verbrämung be­
fürchten ließ. 
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Uta R e i n h a r d t : Nationalsozialistische Stadtplanung am Beispiel Lüneburg. In: Lü-
nebBll 24, 1978, S. 109—119. Hinter den gigantischen Bauvorhaben der NS-Herrschaft in 
Berlin, München und Nürnberg treten in den Darstellungen der nationalsozialistischen Ar­
chitektur die kleineren Projekte zurück. Zu diesen kleineren, nicht minder typischen Pla­
nungen zur Umgestaltung von Städten gehörte auch Lüneburg. Monumentale Palastarchi­
tektur der Parteibauten in der nordwestlich der Altstadt geplanten Gaustadt sollte die 
überragende Rolle der Partei dokumentieren; eine Art Marsfeld sollte den Aufmärschen 
der uniformierten Massen dienen u. a. m. Grundsätzlich sind die kleineren Projekte in 
Zielsetzung und Ausführung mit den großen verwandt. In der Architektur, die jedenfalls 
in Lüneburg glücklicherweise weitestgehend im Planungsstadium steckenblieb, manife­
stierte sich das nationalsozialistische Regime, wird nationalsozialistische Ideologie ,,greif­
bar". Deshalb ist zu wünschen, daß auch die kleineren Projekte, von denen es in Nieder­
sachsen weit mehr gegeben hat, bald gründlich erforscht werden. 

G e r h a r d W i e g a n d : Die Großstadtgründung „Salzgitter". In: Salzgitter Jb 1, 1979, S. 
7—22. Den Verlust der lothringischen Minette-Reviere im Ersten Weltkrieg und das Autar­
kiebestreben der Nationalsozialisten nennt W. als Hintergrund für die Entstehung der 
„Reichswerke AG für Erzbergbau und Eisenhütten", die im Vollzug des „Vierjahrespla­
nes" von 1936 am 15. Juli 1937 gegründet wurden. Die dazugehörige Siedlung Salzgitter ist 
wie Wolfsburg „aus wilder Wurzel" entstanden, unterscheidet sich jedoch von seinem 
Nachbarn u. a. durch die Trägerschaft, die in Salzgitter staatlich, in Wolfsburg nicht­
staatlich war. Über die planerischen Maßnahmen der Landbeschaffung und Finanzierung 
in den ersten 25 Jahren handelt dieser Bericht, dem man gewünscht hätte, daß er durch 
zahlreichere Angabe von Belegen wissenschaftlichen Ansprüchen an die Form besser ge­
nügte. 

G ü n t e r J . T r i t t e l : „Siedlung" statt „Bodenreform". Die Erhaltung der Agrarbesitz-
struktur in Westdeutschland (1948/49). In: ZAgrarGAgrarsozioI 27, 1979, S. 181—207. 
Die Schwierigkeiten bei der Anwendung der Bodenreformgesetze werden am Beispiel Nie­
dersachsens geschildert und anschließend bundesweit betrachtet. T. stellt fest, daß die ur­
sprünglichen Bodenreformpläne unter dem Vorwand der „Entpolitisierung" mit der Zeit 
mehr und mehr ausgehöhlt wurden, ehe in Niedersachsen Ende 1959 die Bodenreformge­
setzgebung auch formal aufgehoben wurde. Statt, wie ursprünglich beabsichtigt, die 
Agrarstruktur zu verändern, hatte die Entwicklung dahin geführt, daß die vorhandene 
Struktur gestärkt wurde. „Wohl waren bis Ende 1954 über 17000 Flüchtlingsfamilien... 
auf über 100000 h a . . . angesiedelt, doch von den 254000 ha, die ursprünglich aufgrund 
der VO 188 hätten bereitgestellt werden müssen, waren inzwischen ganze 12703,29 h a . . . 
für Siedlungszwecke abgegeben worden" (S. 189). 

G E S C H I C H T E D E S G E I S T I G E N U N D 
K U L T U R E L L E N L E B E N S 

Rainer B laschke : Die Meister der Flügelmalereien der Lüneburger Goldenen Tafel. 
In: NiederdtBeitrrKunstG 17, 1978, S. 61—86. In einer gekürzten Fassung des ersten Kapi­
tels seiner Bochumer Dissertation (Studien zur Malerei der Lüneburger Goldenen Tafel, 
1976) rekonstruiert B. den Hergang der Arbeit an der Goldenen Tafel, jenem berühmten 
vierflügeligen Retabel des Lüneburger Michaelisklosters. Ältere Arbeiten korrigierend, ge-
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langt er zu dem Ergebnis, daß es sich um das Werk zweier Meister handelt, „die in keinem 
Abhängigkeitsverhältnis voneinander gestanden haben, sondern nacheinander eigenver­
antwortlich gearbeitet haben" (S. 86). Der zweite Meister stammt vermutlich aus Köln. 

Br ig i t te U h d e - S t a h l : Figürliche Buchmalereien in den spätmittelalterlichen Hand­
schriften der Lüneburger Frauenklöster. In: NiederdtBeitrrKunstG 17, 1978, S. 25—60. 
Die Zahl der überlieferten Handschriften der Lüneburger Frauenklöster ist zu gering, als 
daß man daraus verallgemeinernde Rückschlüsse ziehen könnte. Es gibt jedoch Anhalts­
punkte dafür, daß der künstlerisch-handwerkliche Kontakt zwischen den einzelnen Klö­
stern intensiv war. In der Stadt Lüneburg läßt sich für das Mittelalter keine Malerwerkstatt 
nachweisen; die Stadt bediente sich vornehmlich auswärtiger Maler. Einflüsse ihrer Arbei­
ten auf die Tätigkeit der Frauen in den Klöstern sind nicht festzustellen. 

Ute R ö m e r - J o h a n n s e n und H e r m a n n Maue stellen „Ein Lektionar in St. Nikolai 
zu Höxter aus dem Aegidienkloster zu Braunschweig" vor (in: WestfZ 128, 1978, S. 
217—228). Vermutlich ist dieses Ende des 13. Jahrhunderts entstandene Buch mit dem nä­
her beschriebenen Prachteinband durch den Braunschweiger Herzog Anton Ulrich zu Be­
ginn des 18. Jahrhunderts an dessen Freund, den Abt Florenz van de Velde von Corvey, 
verschenkt worden und von dort im Zusammenhang mit der Säkularisation an die Kir­
chengemeinde St. Nikolai zu Höxter, von dort um 1920 als Leihgabe an das Paderborner 
Diözesanmuseum gekommen. 

H e r m a n n Oer t e l : Die protestantischen Bilderzyklen im niedersächsischen Raum und 
ihre Vorbilder. In: NiederdtBeitrrKunstG 17, 1978, S. 102—132. Die Bilderzyklen in den 
beiden Schloßkapellen zu Celle und zu Bückeburg gehören nicht nur zu den ersten, son­
dern auch zu den besten ihrer Art. Für diese frühen protestantischen Bilderzyklen ist das 
„Bekennen" ein hervorstechendes Merkmal, während die übrigen für die Zeit von 1577 bis 
1768 aus dem Raum zwischen Weser und Elbe, zwischen Harz und Hamburg erfaßten 47 
Bilderzyklen vornehmlich „erzählen" wollen und sich nicht scheuen, auch gegenreforma-
torische Malerei und Graphik zum Vorbild zu nehmen. 

Hans R e u t h e r : Die reformierte Kirche zu Göttingen. Eine Studie zum spätbarocken 
Sakralbau im südlichen Niedersachsen. In: NiederdtBeitrrKunstG 17, 1978, S. 163—184. 
Der Schweizer Mediziner, Naturforscher und Dichter Albrecht von Haller, der 1736 an die 
Universität Göttingen berufen wurde, veranlaßte, daß seine reformierten Glaubensgenos­
sen ein Gotteshaus bekamen, das im Jahre 1753 eingeweiht wurde. Die Kirche ist eine quer­
rechteckige Saalkirche, wie sie im protestantischen und reformierten Sakralbau seit dem 
18. Jahrhundert im deutschen Sprachraum weit verbreitet war. Als architektonische Vor­
bilder werden von R. u. a. Beispiele aus der Schweiz und aus Hessen herangezogen. Die 
amphitheatralische Gestühlsanordnung erinnert an „Anatomische Theater". 

B e r n h a r d F a b i a n : Die Göttinger Universitätsbibliothek im achtzehnten Jahrhundert. 
In: GöttJb 28, 1980, S. 109—123. Die Universitätsbibliothek Göttingen war Teil eines Ge­
samtkonzepts, das dem Universitätsgründer G. A. von Münchhausen vorschwebte. Syste­
matischer Erwerb und gründliche Erschließung verschafften ihr alsbald den Ruf der ersten 
wissenschaftüchen Universalbibliothek, an der sich seinerzeit u. a. die Bibliothek des Briti­
schen Museums orientierte. Dem Konzept der Bibliothek als Forschungseinrichtung ent­
sprachen auch die „Göttingischen Gelehrten Anzeigen", die F. „als Funktion der Biblio­
thek sieht, wie die Bibliothek ihrerseits als Trägerinstitution der Zeitschrift angesehen wer­
den muß" (S. 122). 
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Eine zusammenhängende Übersicht über „Die Zahlen der Studierenden an der Georg-
August-Universität in Göttingen von 1734/37 bis 1978" gibt Die t r ich von Maercke r 
(in: GöttJb 27, 1979, S. 141—158). Von wenigen hundert steigerte sich die Frequenz im 
Laufe des 18. Jahrhunderts auf etwas weniger als 1000 im Jahre 1781, um anschließend 
wieder zu sinken; mit etwa 600 Studenten war Göttingen zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
immerhin die zweitgrößte Universität in Deutschland. Frauen hospitierten seit 1893, wur­
den aber — wie im übrigen Preußen — offiziell erst 1908/09 zum Studium zugelassen. Um 
1930 studierten in Göttingen nicht viel weniger als 4000 junge Menschen; bis 1938 wurde 
diese Zahl nach der nationalsozialistischen Devise „Bildungswahn — Volkstod" auf 1156 
zurückgeschraubt. Die Entwicklung nach dem Kriege ist rasant: Zählte man im Winterse­
mester 1947/48 immerhin 5361 Studenten, so waren es im Sommersemester 1978 etwa vier­
mal so viel, nämlich 13232 männlichen und 6909 weiblichen Geschlechts. Ein Viertel von 
ihnen gehörte der Philosophischen Fakultät an. Für den Überblick wird die Entwicklung in 
einem Diagramm am Endes des Beitrags zusammengefaßt. 

Ge rno t B r e i t s c h u h : Einführung der Reifeprüfung im ehemaligen Königreich Hanno­
ver. In: Rotenburger Schrr. 50/51, 1979, S. 45—87. Bis zur Einführung der Reifeprüfung 
im Jahre 1830 gab es im Königreich Hannover — in Preußen wurde die Maturitätsprüfung 
1788 eingeführt — erforderlichenfalls ein formloses „Testimonium", das ohne Prüfung 
ausgestellt wurde und eher einem Empfehlungsschreiben als einer exakten Leistungsbeno-
tung gleicht. Die Beamten des Konsistoriums sahen in der zu großen Zahl der Studenten, 
die die Unterbringung des eigenen Nachwuchses behinderten, den Grund für die Notwen­
digkeit der Einführung des Examens; dem König ging es eher um eine Steigerung des Ni­
veaus der Studenten. Die Funktion als Ausleseinstrument, die das Zeugnis bekam, führte 
dazu, daß das Gymnasium seither nicht mehr primär pädagogisch-bildungsmäßigen 
Zwecken dient, sondern als Vorbereitungsanstalt für das Studium und ein höheres Staats­
und Kirchenamt eher eine berufsbildende Zweckbestimmung erfüllt. Dieser Funktions­
wandel widersprach insoweit den Humboldtschen Reformideen von der allgemeinen Men­
schenbildung. „Der Übergang vom Geburts- zum Amtsadel im 19. Jahrhundert und die 
geradezu monopolartige Bedeutung, die dem Abitur durch die Berufsfindung zugespro­
chen wurde, ließen seinen Wert in ungeahnte Höhen steigen." Eine Nebenwirkung war die 
Steigerung des Ansehens derer, die über die Erteilung bzw. Verweigerung des Reifezeug­
nisses entschieden. Weite Verbreitung wünscht man diesen Ausführungen nicht nur aus hi­
storischem Interesse an der Schul- und Ideengeschichte; auch in die aktuelle Diskussion um 
den Wert oder Unwert von Zeugnissen mögen die hier gewonnenen Erkenntnisse einflie­
ßen. 

Die „Verordnung für die deutschen und Trivialschulen des Hochstifts Münster", die 
1801 im Gefolge der vorbildlichen Reform des münsterischen Elementarschulwesens des 
Franz von Fürstenberg und seines Mitstreiters Bernhard Overbeck erlassen worden war, 
blieb trotz Herrscherwechsels bis zum Erlaß des oldenburgischen Schulgesetzes im Jahre 
1855 gültig. Alwin H a n s c h m i d t untersucht anhand der sowohl im Bistumsarchiv zu 
Münster wie auch im Staatsarchiv in Oldenburg überlieferten Akten „Die Prüfung der 
Lehrer der Kreise Cloppenburg und Vechta im Jahre 1817" (Ein Beitrag zur Geschichte 
der Lehrerausbildung. In: JbOldenbMünsterland 1980, S. 64—80) und stellt sie „als Bei­
spiel der turnusmäßigen dreijährigen Prüfungen vor allem im Hinblick auf Verlauf, An­
forderungen und Ergebnisse" dar. Durch gezielt benutzte Zitate, so etwa der Aufgaben, 
die den Prüflingen vorgelegt wurden, gewinnt die Schilderung nicht nur an konkreter Far­
bigkeit, sondern auch an überzeugender Authentizität. Die statistische Zusammenstellung 
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der Prüfungsergebnisse könnte darüber hinaus den Grundstock für eine längerfristige, ver­
gleichende Untersuchung bilden. 

Armin H ü t t e r m a n n : Von der katholischen Lehrerausbildung zur Landlehrer-
Universität. Die räumlichen Verflechtungen der „kulturellen Zentralfunktion" Lehreraus­
bildung in Vechta aus historisch-geographischer Sicht. In: NArchNdSachs 29, 1980, S. 
267—290. Die Kartierung der Herkunftsorte der in Vechta ausgebildeten Lehrer zeigt, daß 
der konfessionelle Charakter der Lehrerausbildungsanstalt in den ersten hundert Jahren 
ihres Bestehens erwartungsgemäß auch ihren Einzugsbereich begrenzt hat. Dieses Bild 
lockert sich nach der Aufhebung des konfessionellen Charakters durch distanzbestimmte, 
ökonomische Faktoren auf, wie eine Umfrage nach den Motiven der Wahl des Studienorts 
Vechta bestätigt. Der Einzugsbereich ist seit jeher ländlich. Dem entspricht der verhältnis­
mäßig hohe Anteil an Kindern von Landwirten und Arbeitern unter den Studenten. Die 
Absolventen dieser Hochschule werden zum großen Teil in der ländlichen Umgebung ein­
gesetzt. Für die Stadt selbst hat die Universität in wirtschaftlicher, sozialer und in kulturel­
ler Sicht erhebliche, meist positiv zu wertende Folgewirkungen. 

G e r n o t Bre i t s chuh : Ausbildung und Amtsführung des hannoverschen Volksschul­
lehrers im 19. Jahrhundert. In: Rotenburger Schrr. 52, 1980, S. 7—48. Gemessen an den 
Verhältnissen auf dem Lande, erscheint das Lied vom „armen Dorf schulmeisterlein" (von 
F. Sauter, 1845) weniger als Satire denn als bittere Wirklichkeit. Trotz einiger Reforman­
sätze, um die sich der Oberschulrat Friedrich Kohlrausch verdient gemacht hat, wurde der 
unselige Teufelskreis bis zum Beginn des vierten Viertels des 19. Jahrhunderts nicht unter­
brochen: „Uninteressierte Eltern bzw. Gemeinden führten zu schlecht bezahlten Schulstel-
ien; diese lockten nur schlecht ausgebildete Lehrer an; sie wiederum erzeugten im Dorf Ab­
neigung und Widerwillen gegen die Schule usw." (S. 27). Erst als mit schulischem Wissen 
berufliche und soziale Karriere gemacht werden konnte, stieg die Wertschätzung der Schu­
le und mit ihr das Ansehen sowie die Bezahlung der Lehrer. Dies geschah in der Stadt frü­
her als auf dem Lande. 

An einem sehr konkreten, „kleinen" Vorfall erhellt F r i ed r ich Eymelt (Der Kampf 
gegen die Einführung der Gemeinschaftsschule in Lamspringe 1937—1939. In: Die Diöz. 
Hildesh. i. Vergangenh. u. Gegenw. 48, 1980, S. 83—90), wie zielgerichtet die Nationalso­
zialisten ihre Politik der Jugenderziehung durchsetzten und die Kirche ohne Rücksicht auf 
Recht oder Elternwille ausgeschaltet wurde. Auch die Berufung des Pfarrers auf das Kon­
kordat half da wenig. Mit formalen Argumenten wurde der Einspruch gegen die Einfüh­
rung der Gemeinschaftsschule abgelehnt. 

Der Schreibkalender, der „neben Bibel, Gesangbuch, Gebetbuch, Katechismus, Schul­
buch und mancherlei Kleinschrifttum oft den einzigen Lesestoff des größten Teils der Be­
völkerung bildete" und seit dem 16. Jahrhundert in höherer Auflage verbreitet war, ist der 
Untersuchungsgegenstand zweier Aufsätze von H a r t m u t Sühr ig (Zur Geschichte des 
bischöflich-privilegierten Hildesheimer „Schreibkalenders". Untersuchungen eines popu­
lären Lesestoffes. In: Alt-Hildesheim 49, 1978, S. 3—14; Göttinger „Schreibkalender mit 
Practica" aus der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts. Struktur und Inhalt eines populä­
ren Kommunikationsmediums. In: GöttJb 27, 1979, S. 83—96; vgl. auch die Besprechung 
oben S. 365). In dem Kalender mischten sich Information, Unterhaltung und Bildung. Er 
richtete sich weniger an Intellektuelle als an die „kleinen Leute". Dementsprechend über­
wog das „Praktisch-Nützliche". Versuche von Aufklärern, den Kalender in ihrem Sinne 
, »umzufunktionieren'', scheiterten. 
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L e o n a r d F o r s t e r : Gelebter Petrarkismus: Der Briefwechsel des Grafen Königsmarck 
mit der Prinzessin Sophie Dorothee von Hannover 1690—1694. In: Daphnis 9, 1980, S. 
517—556. Das häufig verwendete, fiktive Motiv der petrarkistischen Poesie, daß die Ge­
liebte, vom Liebhaber im brennenden Liebesschmerz verehrt, unnahbar bleibt, ist im vor­
liegenden Fall tatsächlich erfüllt. Topoi und Stilmittel, so weist diese literarische Untersu­
chung nach, entsprechen dem zeitgenössischen, klassischen Petrarkismus. Von diesem un­
terscheidet er sich durch die Echtheit der Gefühle. „Gerade in dieser Hinsicht ist der 
Königsmarck-Briefwechsel so faszinierend.*' 

R e n a t e H o b e l m a n n - v . Busch: Die Baugeschichte der großherzoglichen öffentli­
chen Bibliothek in Oldenburg. Zum alten Bibliotheks- und Archivgebäude am Damm. In: 
OldenbJb 78/79, 1978/79, S. 29—82. Die am Ende des 18. Jahrhunderts neu gegründete 
Oldenburger Bibliothek erhielt im Jahre 1847 einen Neubau, der auch das Landesarchiv 
mit aufnahm. Nach den Frankfurter und Münchner Bauten gehört dieses Erstlingswerk 
des Architekten Hillerus zu den ältesten Bibliotheksbauten des 19. Jahrhunderts in 
Deutschland. H. beschreibt seine Entstehung und Ausführung und zieht Vergleiche zu an­
deren, zeitgenössischen Bibliotheken. Dabei gelangt sie zu dem Ergebnis, daß auch bei der 
Planung und Ausführung des Oldenburger Bibliotheksbaus ästhetische vor funktionalen 
Gesichtspunkten rangierten. Funktionsgerechte Bauweise stand hier jedoch stärker im 
Vordergrund als bei anderen zeitgenössischen Bauten dieser Art. „Die Baugeschichte der 
Oldenburger Bibliothek zeigt somit den Ansatz einer neuen Entwicklung, die in den Groß­
bauten des letzten Jahrhundertviertels ausgeprägt hervortritt... (Er) gehört somit in die 
Übergangsphase von der repräsentativen Saalbibliothek zur funktionsorientierten Maga­
zinbibliothek der zweiten Jahrhunderthälfte" (S. 73/75). 

F r i t z E r n s t : Das Bremerhavener Theater. In: JbMännerMorgenstern 59, 1980, S. 
141—210. Schon im Jahre 1841 besaß Bremerhaven einen ersten Theaterbau, dessen 200 
Plätze aber bald nicht mehr ausreichten, so daß ein Saal mit 300 Plätzen für Theaterauf­
führungen hergerichtet werden mußte. Im Jahre 1911 wurde ein neues Theatergebäude er­
richtet, das sich durch moderne Funktionalität, durch eine gute Akustik und eine Intimität 
des Raumes auszeichnete, bevor es am 18.9. 1944 bei einem Bombenangriff in Schutt und 
Asche versank. Doch schon bald nach dem Kriege wurde das Theaterprogramm in provi­
sorischen Unterkünften wieder aufgenommen, bis im Jahre 1952 das wiederaufgebaute 
Theater seine Pforten öffnete. Neben dem Gebäude werden der Spielplan, die Preise und 
das Personal ausführlich dargestellt. 

H e l m u t von J a n : Das Hildesheimer Musikleben zur Mozart- und Nach-Mozart-Zeit, 
In: Alt-Hildesheim 51, 1980, S. 39—52. Insbesondere im kirchlichen Bereich, allen voran 
im Dom und in der Andreaskirche, wurde die Musik in der frühen Neuzeit gepflegt. Ein er­
stes, wenn auch bescheidenes Theater, in dem auch Konzerte stattfanden, erhielt Hildes­
heim im Jahre 1770. Werke von Mozart wurden spätestens seit 1818 aufgeführt. Die Pro­
gramme der Konzerte werden in den Quellen jedoch selten benannt. Ein Verein der Musik­
freunde bildete sich im Jahre 1810, im Jahre 1833 die Hildesheimer Liedertafel. Tüchtige 
Musikdirektoren taten ein übriges, das musikalische Kulturleben in der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts zu einer gewissen Blüte zu bringen. 

M o n i k a und Karl A r n d t : Das Bernwards-Denkmal in Hildesheim. Eine Studie zum 
Schaffen Ferdinand Hartzers. In: NiederdtBeitrrKunstG 19, 1980, S, 199—233. Im Jahre 
1893 wurde das überlebensgroße Bronzestandbild des hl. Bischofs Bernward am Großen 
Domplatz in Hildesheim errichtet. Der Geschichte und der Beschreibung folgt die Interpre-
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tation des Denkmals. Die Autoren betonen, daß die Zweckbestimmung von Denkmälern 
immer vor dem Hintergrund ihrer Entstehungszeit gesehen werden müsse. Sie erinnern 
daran, daß im Jahre 1893 der Kulturkampf erst kurze Zeit zurücklag. Bernward symboli­
siere das versöhnliche Zusammenwirken zwischen der geistlichen und der weltlichen 
Macht. Durch diesen Symbolgehalt habe die Errichtung des Denkmals einen aktuellen 
politisch-programmatischen Charakter bekommen. Ein vergleichbares Denkmal, das einen 
Aussöhnungsversuch symbolisiert, ist in der 1910 in Hannover errichteten Marmorkopie 
der Schadow'schen Gruppe der Prinzessinnen Luise und Friederike von Mecklenburg-
Strelitz, der späteren Königinnen von Preußen bzw. Hannover, zu sehen. 

J ürgen P a u l : Das Knochenhaueramtshaus in Hildesheim — post mortem. Vom Nach­
leben einer Architektur als Bedeutungsträger. In: NiederdtBeitrrKunstG 18, 1979, S. 
129—148. Der Wiederaufbau der im Jahre 1945 zerstörten Stadt Hildesheim wurde zu ei­
nem Ringen um das Selbstverständnis der Bürger. Nirgends wurde der „tiefe historische 
Bewußtseinszwiespalt im wiederaufbauenden Nachkriegsdeutschland" so deutlich wie in 
der Frage der Neugestaltung des Altstadtmarktes. Der Kampf, der auf allen Ebenen ge­
führt wurde und so unterschiedliche Parteien wie die Deutsche Partei und die Kommunisti­
sche Partei Deutschlands in der konservativen Zielsetzung vereinte, wurde durch eine 
Volksabstimmung im Jahre 1953 entschieden. Die Mehrheit der Bevölkerung sprach sich 
für den vergrößerten Platz und damit auch gegen den Wiederaufbau des Knochenhauer-
amtshauses aus. P. will lediglich eine „kritische Dokumentation eines exemplarischen Ka­
pitels deutscher Nachkriegsgeschichte geben" (S. 146). Jedoch konstatiert er, daß seiner­
zeit der Identifikationswert des Altstadtmarktes nicht erkannt bzw. nicht hoch genug ein­
geschätzt wurde; „die elementare Angst vor Identitätsverlust und Heimatlosigkeit, die sich 
in den Wunsch hineinsteigerte, wenigstens in einem sichtbaren Zeichen die Zerstörung 
rückgängig zu machen", stand der „anderen Wahrheit . . . , (dem) Bekenntnis zur Gegen­
wart, zu Fortschrittsglauben und kulturellen Selbstbewußtsein als einer moralischen 
Pflicht" gegenüber. Durch die abschließende Analyse wird aus der historischen Fallstudie 
insbesondere für Architekturstudenten eine Lektion im Sinne des exemplarischen Lernens. 

K I R C H E N G E S C H I C H T E 

Wolfgang Seegrün : Die Anfänge des Bistums Osnabrück im Lichte neuerer For­
schungen. In: OsnabMitt 85, 1979, S. 25—48. Die Maßnahmen der Reichstage und Syn­
oden zu Paderborn im Jahre 777 und zu Lippspringe im Jahre 780 sowie die Ereignisse der 
Jahre 784—786 ergeben eine gewisse Wahrscheinlichkeit für die .Annahme, daß die Osna­
brücker Kirche um 780 gebaut und von dem Lütticher Bischof Agilfred geweiht wurde. Ein 
Tragaltar habe, so vermutet S., lediglich Übergangsfunktionen ausgeübt, bis am 20. Juni 
786 die Reliquien von Crispin und Crispinian transferiert und der Altar feierlich geweiht 
wurde. Dieser Akt habe die Kirche zu einem vorschriftsmäßigen Gotteshaus gemacht. 
Wann Wiho die Bischofsweihe empfing, läßt sich nicht genau ausmachen; indessen steht 
fest, daß die Forschung vom Jahr 772 nicht ausgehen darf, das Bistum Osnabrück dem­
nach nicht unbedingt das älteste Bistum auf sächsischem Boden sein muß. 

Siegfried Müller (Frömmigkeit im spätmittelalterlichen Hannover, ein Beitrag zu 
den Beziehungen zwischen Stadt und Kirche. In: HannGBll 34, 1980, S. 99—117) beab­
sichtigt, die Ausdrucksformen kollektiver Frömmigkeit wie etwa der Heiligenverehrung, 
des Reliquienkults, der Wallfahrten, Ablässe, Stiftungen und Bruderschaften zu untersu-
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chen. Seine methodischen Ansätze sind anregend, die Ausführungen jedoch nicht so um­
fassend, daß sie dem eigenen Anspruch, eine Lücke in der hannoverschen Stadtgeschichts­
forschung zu schließen, gerecht werden könnten. 

J o h a n n e s L o r e n z : Wall fahrt sziel Rulle. Ursprung und Entwicklung der Wallfahrt 
zum Heiligen Blut. In: OsnabMitt 85, 1979 S. 49—88. Die relativ gute Quellenlage erlaubt 
es dem Autor, den historischen Kern des sogenannten Blutwunders von 1347 herauszuar­
beiten. Er enthüllt die Symbolik und das Legendenhafte, indem er Parallelen aufzeigt und 
den allgemeinen historischen Zusammenhang schildert. Nichtsdestoweniger war Rulle im 
Mittelalter wie in der frühen Neuzeit ein Wallfahrtsort mit einer vom modernen Menschen 
skeptisch beurteilten Wundertätigkeit und einem lebendigen religiösen Brauchtum, das 
sich vielfach zu Mißbräuchen entwickelte, die von der offiziellen Kirche bekämpft wurden. 
Eine Seite der sonst so schwer belegbaren Volksfrömmigkeit wird hier greifbar. 

Im Jahre 1441 übernahmen Kanoniker aus Böddeken das innerlich und äußerlich verfal­
lene adlige Kanonissenstift Möllenbeck, das am Ende des 9. Jahrhunderts gegründet wor­
den war. Die Geschichte des Augustinerchorherrnstifts behandelt Dieter Bros ius (Das 
Augustiner-Chorherrnstift Möllenbeck. In: SchaumbLippMitt 24, 1978, S. 5—90) von der 
Übernahme bis zur endgültigen Auflösung im Jahre 1648. Ein in seltener Vollständigkeit 
überkommenes Archiv ermöglicht ihm eine gründliche Untersuchung dieses Stifts, das 
noch 1549 mit etwa 120 Insassen besetzt war. Die Ausführungen des ersten Teils, der die 
Zeit bis zur Reformation im Jahre 1559 umfaßt und sämtliche Aspekte von den Beziehun­
gen zum Landesherrn, zum Reich, zum Bischof und zur Windesheimer Kongregation über 
die Verfassung und das geistige Leben bis hin zur Bibliothek und zur Güterverwaltung ab­
handelt, stützen sich vornehmlich auf die seit einiger Zeit gedruckt vorliegenden Urkunden 
(hg. v. F. Engel und H. Lathwesen, 1965—1969). Der zweite Teil, der die wechselhaften 
Ereignisse bis zum Ende des Stifts beinhaltet, ist nach den bislang noch nicht ausgewerte­
ten Akten gearbeitet; so verdienstvoll dies ist, hätte der Leser sich doch gewünscht, daß 
auch im zweiten Teil über den Verlauf der Ereignisse hinaus die systematische Betrach­
tungsweise des ersten Teils fortgeführt worden wäre. 

Karl He inz B e r n o t a t : Das Kloster Höckelheim und das Erbbegräbnis der Herren 
von Plesse am Ende des 16. Jahrhunderts. In: Plesse-Archiv 14, 1979, S. 19—40. Um vor 
dem Reichskammergericht zu dokumentieren, daß es sich bei dem ehemaligen Kloster um 
alten plessischen Grund und Boden handelte, ließ die hessische Regierung im Jahre 1850 
die Grablege der Herren von Plesse im Chor der alten Klosterkirche und der Krypta per 
Notariatsinstrument beschreiben. Es erweitert unser Wissen um das mittelalterliche Zister­
zienser-Nonnenkloster, dessen Kirche samt Erbbegräbnis gänzlich zerstört ist. Eine weitere 
Auswertung, insbesondere auch unter kunstgeschichtlichen Aspekten, steht noch aus. 

Bernd Kappe lho f f setzt seine Abhandlung über ,,Die Reformation in Emden" (in: 
Emder Jb 58, 1978, S. 22—67) fort, deren erster Teil in Band 51 dieser Zeitschrift (S. 459 f.) 
angezeigt wurde. In diesem zweiten Teil geht es um die Durchsetzung und Gestaltung der 
Reformation in den ersten drei Jahrzehnten. Die Anfänge reichen wohl bis in das Jahr 
1520 zurück; erster Prediger der neuen Lehre war Georg Aportanus. Seit etwa 1525 kamen 
täuferische Strömungen hinzu, an deren Spitze seit 1529 Melchior Hoffmann stand. Dane­
ben gab es immer noch Anhänger der alten Lehre und schließlich „Libertiner", so daß die 
Bürgerschaft religiös in viele Gruppen gespalten war, ein Zustand, der zu teilweise heftigen 
Unruhen führte und sich auf die Handlungsfähigkeit des Rates negativ auswirkte. Durch 
Erlaß von Kirchenordnungen versuchte der Landesherr zur Klärung der verworrenen Ver-
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hältnisse beizutragen. Auf der anderen Seite — dies kennzeichnet die Reformation in Em­
den in besonderem Maße — wuchs das Eigenleben der Kirchengemeinde. In der Ausbil­
dung dieser Kraft sieht K. eine Erklärung für die einflußreiche Stellung der Stände und für 
die weitere Entwicklung am Ende des Jahrhunderts. 

M a x i m i l i a n L i e b m a n n : Urbanus Rhegius — Vom Reformer zum Reformator. In: 
JbGesNdsächsKG 78, 1980, S. 21—44. Ehe er im Jahre 1530 Augsburg verließ, um in 
Norddeutschland, insbesondere im Fürstentum Lüneburg, die Reformation einzuführen, 
machte Urbanus Rhegius eine geistig-theologische Entwicklung durch, die von kritischer 
Distanziertheit erst ganz allmählich zum offenen Bruch mit der alten Kirche führte. Ältere 
Darstellungen korrigierend, kann L. aufgrund neu aufgefundener archivalischer Quellen 
nachweisen, daß Rhegius noch 1520 der alten Kirche im Grundsatz folgte. Erst mit einer 
demonstrativ vollzogenen Heirat und der allgemeinen und feierlichen Austeilung des 
Abendmahls unter beiderlei Gestalt vollzog er im Jahre 1525 die endgültige Trennung. Der 
theologische Standpunkt des Rhegius zwischen Zwingli und Luther wird am Streit um die 
Ohrenbeichte und die Transsubstantiation untersucht, das Ergebnis mit „kritisch-
lutherisch" zusammengefaßt. 

R i c h a r d G e r e c k e : Studien zu Urbanus Rhegius* kirchenregimentlicher Tätigkeit in 
Norddeutschland. Teil 2: Die Neuordnung des Kirchenwesens in Lüneburg. In: JbGes­
NdsächsKG 77, 1979, S. 25—95. Wie eine Insel inmitten des zum evangelischen Glauben 
übergetretenen Territoriums hielt die Stadt Lüneburg am alten Glauben fest, ehe auf Be­
treiben der Bürgerschaft der Rat im Jahre 1530 den lutherischen Ritus einführte. Eine erste 
Kirchenordnung gab ihnen der aus Hamburg entliehene Prediger Stephan Kempe, der da­
durch zum „Reformator dieser Stadt" wurde. Wenngleich seine gemeindekirchlichen Vor­
stellungen keineswegs in allen Punkten dem Selbstverständnis von Rat und Bürgerschaft 
entsprachen und zwischen ihnen umstritten waren, kann dennoch nicht von „kirchlicher 
Anarchie" in Lüneburg die Rede sein. Um in dieser Situation dem Landesherrn keinen 
Vorwand zum Eingreifen zu geben, erbat der Rat vom Herzog die Überlassung des Rhegi­
us, „ein ausgesprochen geschickter politischer und kirchenpolitischer Schachzug" (S. 46). 
Rhegius entwarf für die Stadt eine Kirchenordnung, die am 4. 9. 1531 in Kraft trat, und 
wurde 1532 Superintendent. Während in der Schulfrage schon bald ein Einvernehmen un­
ter den Parteien erzielt werden konnte, widersprach der Rat den Vorschlägen zur Regelung 
des kirchlichen Vermögenswesens. Die an Rhegius geknüpften Erwartungen „sollten sich 
denn auch tatsächlich erfüllen — allerdings nicht ganz so, wie die einzelnen Parteien in 
dem komplizierten Interessengeflecht es wohl jeweils gehofft hatten" (S. 92). 

Im Mittelpunkt der Abhandlung von He in r i ch Spier (Die Zerstörung des Goslarer 
Augustiner-Chorherren-Stifts St. Georg im Jahre 1527. In: HarzZ 30, 1978, S. 29—43) 
steht der Verlauf der Ereignisse vor 450 Jahren, als nämlich die Goslarer Bürger das Stift 
auf dem Georgenberg und gleichzeitig mit ihm drei weitere geistliche Institute vor den To­
ren der Stadt, das Stift auf dem Petersberg, die Kommende Zum Heiligen Grabe und die 
Johanniskirche, zerstörten. Die Reichsacht, die deshalb über die Stadt verhängt wurde, ist 
nie vollstreckt worden. Fragen nach den Gründen drängen sich auf. Der Autor führt die 
militärische Notwendigkeit ins Feld und folgt damit der Argumentation der Stadt in dem 
Prozeß vor dem Reichskammergericht, sieht jedoch den Boden für die Übergriffe auch 
durch konfessionelle und soziale Spannungen vorbereitet, ohne dies näher zu erläutern. 

H a n s P h i l i p p Meyer : Glaube, Bekenntnis, Kirchenrecht 1530—1980. In: JbGes­
NdsächsKG 78, 1980, S. 9—19. Im Anschluß an die Lehre Luthers bzw. Melanchthons 
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wird auch in der Lüneburger und der Calenberger Kirchenordnung von 1564 bzw. 1569 die 
Verbindlichkeit des Kirchenrechts auf das beschränkt, ,,was Gott ausdrücklich geboten 
hat". Diese Freiheit ist grundsätzlich bis heute geblieben und wahrgenommen worden. Der 
Versuch des hannoverschen Königs, im Katechismusstreit des Jahres 1862 diese Freiheit 
anzutasten, blieb eine kurzfristige Episode. 

Chr i s to f R ö m e r : Ein Reichskloster als katholischer Stützpunkt in Niedersachsen: St. 
Ludgeri zu Helmstedt in der Barockzeit. In: Die Diöz. Hildesh. i. Vergangenh. u. Gegenw. 
48, 1980, S. 49—63. Als Doppelabtei in Verbindung mit dem Kloster Werden a. d. Ruhr 
genoß das Benediktinerkloster St. Ludgeri zu Helmstedt Reichsstandschaft und blieb samt 
seiner Immunität trotz der Reformation, die ringsum durchgeführt wurde, katholisch. Seit 
dem 17. Jahrhundert fungierte es auch als Pfarrstelle für die kleine katholische Gemeinde, 
zu der vorzugsweise Universitätsangehörige, Handwerker, Gesinde und Soldaten gehör­
ten. Die seelsorgerische Tätigkeit und die Reichsunmittelbarkeit gaben immer wieder An­
laß zu Streitigkeiten mit der Umwelt. Von der relativen Blüte, der sich das Kloster trotz­
dem erfreute, zeugen die Bauten, insbesondere das ,,Türkentor" von 1716. 

Aus Oldenzaal in den calvinistischen Niederlanden geflüchtet, ließen sich die Klarissen 
1652 in Haselünne nieder. Ihr dortiges Schicksal beschreibt in großen Zügen Sr. M a r i a 
Mercedes OSU (Die Klarissen in Haselünne 1652—1854. In: JbEmsländHeimatbundes 
26, 1980, S. 8—23). In der Übergangszeit verschaffte ihnen ihre Unterrichtstätigkeit eine 
gewisse Galgenfrist; 1812 wurde das Kloster dennoch aufgehoben. Obwohl 1814 ein Teil 
der Schwestern zurückkehrte, gedieh das Kloster doch nie mehr zu rechter Blüte. Von einer 
„Bürgerinitiative" gerufen und unterstützt, richteten 1854 fünf Ursulinen eine Töchter­
schule ein und gründeten das Kloster neu. 

In seinem Beitrag ,,Der Bremer kirchliche Liberalismus im 19. Jahrhundert" (in: 
JbGesNdsächsKG 76, 1978, S. 41—75) spürt Karl H. Schwebel den geschichtlichen 
Wurzeln der beinahe sprichwörtlichen Toleranz der Bremer Kirche nach. Er findet sie 
u. a. in dem politisch-liberalistischen Prinzip des bremischen Senats, der als summus epi-
scopus bis 1919 der bremischen Staatskirche vorstand. Exponierter Vertreter dieser Rich­
tung war in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts der Senator und spätere Bürgermeister 
Johann Smidt, der getreu dem Leitbild der lutherischen Lehre von der unsichtbaren Kir­
che „alle Ansätze zu einer äußerlich verfaßten und vertikal durchorganisierten evangeli­
schen Kirche in Bremen vereitelt hat" (S. 44). Das gemeindliche Leben war gekennzeichnet 
durch Partikularismus, durch die Aufhebung des Pfarrzwangs und Einführung der Perso­
nalgemeinde. Zu theologischen Konflikten führten extreme Positionen wie die des Moritz 
Schwalb, Predigers an St. Martini (1833—1916), oder des Dompredigers O. H. Mauritz 
(1867—1958), „Fälle", die für die Bandbreite der tolerierten Meinungen, sicher aber nicht 
für den tatsächlichen Zustand des kirchlichen Alltags stehen dürften. 

H a n s - G e o r g Aschoff : Der Kulturkampf in der Provinz Hannover. In: BUDtLdG 
115, 1979, S. 15—67. Der Wiener Kongreß brachte dem Kurfürstentum/Königreich Han­
nover einen beträchtlichen Zuwachs an Gebieten, die großenteils — im Gegensatz zu den 
weifischen Stammlanden — von Katholiken bewohnt waren, welche schon bald integriert 
wurden. Nach dem Machtwechsel des Jahres 1866 verhielt sich die katholische Bevölke­
rung dem preußischen Staat gegenüber bis zum Kulturkampf durchaus staatstragend. Im 
Unterschied zu den benachbarten Amtsbrüdern verhielten sich die Bischöfe von Hildes­
heim in den mit dem Jahre 1870 beginnenden Auseinandersetzungen zwischen Staat und 
Kirche taktierend und maßvoll. Dennoch wurde der Integrationsprozeß erheblich verzö-
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gert; das enge Bündnis von Zentrumspartei und Deutsch-hannoverscher Partei, das sich 
erst um die Jahrhundertwende aufzulösen begann, wird als eine direkte Folge des Kultur­
kampfes interpretiert, abzulesen an den Wahlergebnissen. 

Eher generell als speziell behandelt C o r d Cordes „Die hannoverschen Kirchengemein­
den 1914—1945" (in: JbGesNdsächsKG 77, 1979, S. 127—174) und 1945—1965 (ebd. 78, 
1980, S. 145—188). Im ersten Teil seiner Ausführungen, der die Weimarer Zeit zum Inhalt 
hat, thematisiert er u. a. das gottesdienstliche Leben, die Gemeindeämter, die Diakonie so­
wie die Vereinigungen und Verbände, während er im zweiten Teil die besonderen Bedin­
gungen der Gemeindearbeit im Dritten Reich darstellt, u. a. die Stellung der Pfarrerschaft 
bzw. der Gemeinden zum Nationalsozialismus. Aus der Nachkriegszeit werden u. a. das 
gottesdienstliche Leben, die Diakonie, die Jugendarbeit und das Gemeindeleben skizziert. 
Nicht die „hohe Politik", sondern vielmehr deren konkrete Auswirkungen vor Ort stehen 
im Mittelpunkt der Betrachtung. Insofern ist diese Untersuchung auch ein Beitrag zur 
„Geschichte des Alltags". 

H a n s - G e o r g A s c h o f f : Die Hildesheimer Bischofswahlen im 20. Jahrhundert. In: 
Die Diöz. Hildesh. i. Vergangenh. u. Gegenw. 48, 1980, S. 65—82. Die päpstliche Bulle 
Impensa Romanorum Pontificum von 1824, durch die die Verhältnisse der katholischen 
Kirche im Königreich Hannover neu geregelt wurden, räumte — ähnlich den Konkordaten 
mit anderen Ländern — als Gegenleistung für die Dotation des Bistums der Regierung ein 
Mitwirkungsrecht u. a. bei der Bischofswahl ein. In diesen Vertrag trat nach 1866 die preu­
ßische Regierung als Rechtsnachfolger ein, die den Kirchenmännern ob ihrer Nähe zum 
Zentrum und dessen Wahlbündnisse mit der Deutsch-hannoverschen Partei bis zur allmäh­
lichen Beilegung des Kulturkampfes mit erheblichem Mißtrauen begegnete. Das verbesser­
te Klima führte zu einem reibungslosen Ablauf der Wahlen der Bischöfe Bertram (1906) 
und Ernst (1915). Da das infolge der Umwälzungen von 1918 erforderliche neue Konkor­
dat noch ausstand, wurde zu Beginn des Jahres 1929 Nikolaus Bares ohne Beteiligung des 
Domkapitels aufgrund direkter Verhandlungen zwischen dem Nuntius und dem preußi­
schen Kultusminister vom Papst ernannt. Die Bischofswahl von Godehard Machens im 
Jahre 1934 war die erste in Hildesheim, die nach den Bestimmungen des Preußenkonkor­
dats von 1929 und des Reichskonkordats von 1933 stattfand. Ganz sicher stand der Hildes­
heimer Bischofsstuhl viel weniger im Blickpunkt des politischen Interesses als beispielswei­
se der Sitz des Breslauer Fürstbischofs oder des Kölner Erzbischofs. Dennoch wird auch 
bei den Hüdesheimer Bischofs wählen das Verhältnis zwischen Staat und Kirche meßbar 
deutlich. 

Aus Anlaß der „tendenziösen Behandlung, die Bischof Berning und die katholische Kir­
che im Rahmen einer Ausstellung zur 1200jährigen Stadt- bzw. Bistumsgeschichte Osna­
brücks erfahren haben" (S. 83), beschäftigt sich Ulr ich von Hehl mit dem Thema „Bi­
schof Berning und das Bistum Osnabrück im »Dritten Reich'" (in: OsnabMitt 86, 1980, S. 
83—104). Nach zeitlichen Phasen differenzierend, versucht H. über die reinen Fakten hin­
aus auch die Motive des Bischofs zu ergründen. Das Verhalten des Bischofs nach der 
Machtübernahme der Nazis bezeichnet er als „Kurs vorsichtigen Taktierens" oder als 
„Appeasementkurs" oder als „zurückhaltenden Abwehrkurs", der von dem Optimismus 
getragen wurde, daß durch begrenzte Zusammenarbeit mit dem Regime mehr zu erreichen 
war als durch spektakuläre Schritte gegen das Regime. „Aber daß der Kirchenpolitiker 
Berning so ausschließlich die Rolle des »Vermittlers zwischen Reichsregierung und Episko­
pat' ausfüllte, ohne sich mit gleicher Konsequenz dem Problem der Loyalitätspflicht ge-
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genüber einer verbrecherischen Obrigkeit zu stellen, zeigt die Grenzen seines bischöflichen 
Wirkens" (S. 103). 

B E V Ö L K E R U N G S - U N D P E R S O N E N G E S C H I C H T E 

P e t e r Case l i t z (Bemerkungen zur Demographie der spätmittelalterlichen und neuzeit­
lichen Stadt Stade, dargestellt anhand der Skelettfunde aus dem Bereich des St. Johannis-
Klosters. In: StaderJb 70, 1980, S. 7—47) veröffentlicht erste Ergebnisse archäologischer 
Untersuchungen, die in den Jahren 1979/1980 in Stade durchgeführt wurden. Weder der 
Grabungsbefund noch die Auswertungsergebnisse stellen eine Überraschung dar, wenn 
beispielsweise festgestellt wird, „daß ein deutliches Überwiegen männlicher Individuen 
festgestellt werden kann, hinter denen die Mitglieder einer Mönchsgemeinschaft zu sehen 
sein dürften". Viel mehr beeindruckt den herkömmlichen Historiker die statistische Aus­
wertungsmethode der anthropologisch-osteologischen Untersuchung von 66 gefundenen 
Skeletten, wenn der Maskulinitätsindex errechnet, dessen Zufälligkeit mit Hilfe des Kon-
tingenztafeltests überprüft und in eine Reihe von zeitgenössischen Vergleichsdaten gestellt 
wird. Zur besseren Vergleichbarkeit der ermittelten Werte über die Sterbewahrscheinlich­
keit werden sogar die Sterbetafelwerte der UN-Modelipopulationen herangezogen. Man 
wird gespannt sein dürfen, mit welchen Ergebnissen die weiteren Untersuchungen aufwar­
ten, deren Ziel die Rekonstruktion der städtischen Bevölkerungsstruktur und ihrer Deter­
minanten ist. „Bemerkungen zur Paläodemographie des Reihengräberfriedhofs von 
Osnabrück-Schölerberg" vom selben Autor (in: OsnabMitt 86, 1980, S. 17—23) beruhen 
auf der gleichen Methode und werden an anderer Stelle (Nachrichten aus Niedersachsens 
Urgeschichte 49, 1981) ausführlicher dargestellt. Dasselbe gilt für die „Anthropologisch-
osteologischen Untersuchungen an Skelettmaterial aus dem Kreis Lüchow-Dannenberg 
(1976—1977)" (in: Hannoversches Wendland 7, 1978/79, S. 47—52). 

W a l t e r Schä fe r : Wappen und Kreuz. Studie zum Leben des Verdener Bischofs Her­
zog Georg von Braunschweig und Lüneburg (1494—1566). In: JbGesNdsächsKG 76, 1978, 
S. 169—203. Zwiespältig ist das Bild Herzog Georgs, eines „Mitläufers der Epoche", des­
sen Konturen hier deutlich werden. Den Katholiken war er nicht katholisch genug, den Re­
formatoren zu reaktionär. Georg begriff wohl nicht, daß die Häufung von Pfründen — er 
war Propst bzw. Kanoniker in Kapiteln zu Braunschweig, Bremen, Hildesheim und Straß­
burg, Bischof von Minden, Bremen und Verden — Zeichen des Verfalls und Stein des An­
stoßes war. Vielmehr bemühte er sich, den Pflichten seiner kirchlichen Ämter nachzukom­
men und zwischen den streitenden Parteien zu vermitteln. Indessen war er unfähig, den 
„richtigen" Weg zu erkennen und ihn konsequent zu gehen. Sch. will ihm Gerechtigkeit 
widerfahren lassen. „Die Einseitigkeit eines konfessionellen Urteils wird dem Menschen 
und seiner Leistung nicht gerecht, wohl aber die verstehende Begegnung zwischen den 
Fronten" (S. 202). 

P a u l G ö t t s c h i n g : Justus Moser in der sozialen Bewegung seiner Zeit. In: OsnabMitt 
85, 1979, S. 99—114. Mosers Konzeption von Volksvertretungen für ganz Deutschland er­
hielt ihre theoretische Begründung in der rückschauenden Betrachtung tatsächlicher oder 
vermeintlicher Urzustände, die er durch seine politische Tätigkeit wiederherzustellen trach­
tete. Dem entsprach seine Forderung, daß die „gemeinen Landeigentümer als die wahren 
Bestandteile der Nation" ihr autochthones Eigentumsrecht an ihren Höfen zurückerhiel­
ten, die sie wie eine „Aktie" in den naturrechtlichen Sozialvertrag eingebracht hätten. Kei-
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neswegs konservativ für seine Zeit oder gar „kleinbürgerlich" sind diese Gedanken zu be­
werten. Viel eher war Moser, wie G. urteilt (S. 112), „ein wohlhabender Osnabrücker 
Großbürger, der in seiner politischen Führungsrolle und mit dem Adel seines Geistes zu 
den alten Führungsschichten aufgestiegen war". 

„Justus Mosers Aktientheorie als gedankliches Gefüge" unterzieht G u s t a v Klemens 
Schmelzeisen (in: ZRG GA 97, 1980, S. 254—272) in einer Miszelle einer näheren Kri­
tik. Er mißt die wichtigsten Elemente dieses Gedankengefüges mit den Maßstäben der 
rechtswissenschaftlichen Systematik, tadelt die Gleichstellung der Begriffe „Aktie" und 
„Einlage" sowie eine Reihe von Widersprüchen und Unklarheiten und gelangt abschlie­
ßend zu dem vernichtenden Urteil, man müsse sich wundern, „daß die peinliche Unzu­
länglichkeit der Aktientheorie bisher im Möser-Schrifttum nicht aufgedeckt wurde" (S. 
271 f.). 

Wol f -Die te r M o h r m a n n : Onno Klopp. Eine Osnabrücker Nachlese zu seinem Le­
ben und Werk. Mit einem Anhang bislang unveröffentlichter Briefe Klopps an den 
nachmaligen Osnabrücker Bischof Dr. Bernhard Höting. In: OsnabMitt 85, 1979, 
S. 152—200. Von 1845 bis 1858 wirkte Onno Klopp, Geschichtsschreiber und leidenschaft­
licher Verfechter des großdeutschen Gedankens, in Osnabrück als Lehrer am Ratsgymna­
sium. Während dieser Zeit hat seine Geisteshaltung ihre entscheidende Ausprägung erhal­
ten. Zunächst liberal gesinnt, wurde Klopp in seiner Osnabrücker Zeit allmählich entschie­
den konservativ und antipreußisch. Selbst an seinen wissenschaftlichen Werken wie der 
Ostfriesischen Geschichte ist diese Tendenz abzulesen. Diese lebendige Darstellung der Os­
nabrücker Epoche ist eine notwendige Ergänzung der Biographie Onno Klopps, die von 
dessen Sohn im Jahre 1950 herausgegeben wurde. 

H e r m a n n B o r r m a n n : Karl Olfers. Vom Bauernsohn zum Landtagspräsidenten. In: 
JbMännerMorgenstern 57, 1978, S. 201—212. In die Wiege war es Karl Olfers nicht gelegt, 
daß er einmal Karriere in der Politik machen würde, als er im Jahre 1888 in Dorum als 
Sohn eines Wurster Bauern geboren wurde. Er lernte das Zimmermannshandwerk, diente 
beim Militär und nahm als Soldat am Weltkrieg teil. Seine politische Laufbahn begann 
1919 als SPD-Abgeordneter des Rates der Stadt Cuxhaven und der Hamburger Bürger­
schaft. Sie wurde mit der Machtergreifung der Nationalsozialisten unterbrochen. 1946 
wählte man ihn zum Oberbürgermeister von Cuxhaven. Er wurde in den ersten Hannover­
schen bzw. Niedersächsischen Landtag berufen und gehörte ihm, dessen Präsident er wur­
de, bis zu seinem Rücktritt im Jahre 1966 fast ununterbrochen an. Seine Leistung beim 
Wiederaufbau wird im Rahmen der Entstehungsgeschichte des Landes Niedersachsen kri­
tisch gewürdigt werden müssen. Der vorliegende Beitrag liefert die panegyrische Skizze sei­
ner Biographie. 
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Historische Kommissio n fü r Niedersachse n un d Breme n 

69. J a h r e s b e r i c h t für das Geschä f t s j ah r 1981 

Mitgliederversammlung in O l d e n b u r g am 21. Mai 1982 

Zur Jahrestagung 1982 folgte die Historische Kommission einer Einladung der Stadt Ol­
denburg, die letztmals 1925 Gastgeber der traditionellen Zusammenkunft der Stifter, Pa­
trone und Mitglieder gewesen war. Die herzliche Gastfreundschaft der Stadt und die um­
sichtige örtliche Vorbereitung durch Herrn Dr. Albrecht E c k h a r d t schufen auch diesmal 
die äußeren Voraussetzungen für ein volles Gelingen der Tagung. Die Herren Oberbürger­
meister Dr. N i e w e r t h und Stadtrat Dr. Seeber begrüßten die Teilnehmer bei einem 
Empfang im Stadtmuseum; Herr Dr. Friedrich-Wilhelm Schaer erläuterte bei einem 
Stadtrundgang die wichtigsten Sehenswürdigkeiten der ehemaligen Residenzstadt, die heu­
te als Verwaltungszentrum des nordwestlichen Niedersachsen und Sitz einer Universität an 
Bedeutung noch gewonnen, ihr durch die Geschichte geprägtes Erscheinungsbild dabei 
aber keineswegs eingebüßt hat. Als Tagungsstätte hatte Herr Regierungspräsident Dr. 
Schweer , der die Veranstaltung mit einem Grußwort einleitete, das ehemalige Landtags­
gebäude zur Verfügung gestellt. Die Oldenburgische Landschaft bewirtete die Teilnehmer 
mit Kaffee und Tee. 

Mit dem Tagungsthema ,,Die Anfänge des Landes Niedersachsen" wandte sich die 
Kommission erstmals der Zeitgeschichte zu und trug damit der Tatsache Rechnung, daß 
die Jahre nach der großen geschichtlichen Zäsur von 1945 immer stärker in den Blickpunkt 
auch der landesgeschichtlich orientierten Forschung geraten. Den äußeren Rahmen skiz­
zierte einleitend Dr. Albrecht E c k h a r d t (Oldenburg), indem er — mit einem Rückblick 
auf die Reichsreformpläne seit 1918 — die Vorschläge und Überlegungen zur Neugliede­
rung Nordwestdeutschlands nach dem Zerfall Preußens untersuchte, die dann im Novem­
ber 1946 zur Gründung des Landes Niedersachsen führten. Der Vortrag zeigte, daß klein-
räumigere Lösungen, wie sie gerade auch von Oldenburg aus propagiert wurden, gegen­
über der geschickten Taktik Hinrich Wilhelm Kopfs und dem erklärten Willen der briti­
schen Militärregierung, die Zahl der zu schaffenden Länder gering zu halten, nie eine 
Chance hatten, verwirklicht zu werden. 

Dr. Bernd S teger (Hannover) gab einen Überblick über den Stand der Erforschung der 
Geschichte der Nachkriegszeit, sowohl auf Bundesebene wie speziell im niedersächsischen 
Bereich. Er zeigte die aktuellen Forschungstendenzen und -interessen auf und wies auf den 
Zusammenhang zwischen Überlieferungslage und Erkenntnismöglichkeiten hin. In Nie­
dersachsen besteht seit kurzem ein vom Ministerium für Wissenschaft und Kunst einberu­
fener Arbeitskreis, der in enger Zusammenarbeit mit der Historischen Kommission die ein­
schlägigen Forschungsansätze koordinieren und Anstöße zum Aufgreifen von Themen ge­
ben soll, deren Bearbeitung wünschenswert und möglich erscheint. Es ist zu hoffen, daß 
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durch diese Initiativen die Nachkriegsgeschichte auch in Niedersachsen bald schärfere 
Konturen gewinnt. 

Prof. Dr. Karl-Heinz N a ß m a c h e r (Oldenburg) stellte sein Referat über den Wiederbe­
ginn des politischen Lebens nach 1945 vor allem unter den Gesichtspunkt der (vorhande­
nen oder fehlenden) Kontinuität regionalspezifischer kleinerer Parteien: der FDP im nörd­
lichen, des Zentrums im südlichen Oldenburg, der NLP/DP im nordöstlichen Niedersach­
sen. Gerade die Aufsplitterung des bürgerlichen Lagers war kennzeichnend für die Kräfte­
verhältnisse im Landtag ebenso wie in vielen Kommunalparlamenten. Ihre Auswirkung 
auf die politische Gesamtentwicklung bedarf noch eingehender Untersuchungen, zu denen 
mit einem Forschungsprojekt an der Universität Oldenburg bereits ein Anfang gemacht 
ist. 

Einen speziellen Aspekt der Problematik der Nachkriegsjahre führte Dr. Dieter Bros i ­
us (Hannover) vor Augen. Er schilderte die materielle Situation der Flüchtlinge, deren 
Aufnahme und Eingliederung die Behörden vor fast unüberwindliche Schwierigkeiten 
stellte. Besonders hob er das beispielgebende Wirken des Celler Flüchtlingspastors und 
späteren Vertriebenenministers Heinrich Albertz hervor, von dem wesentliche Impulse zur 
Bewältigung der extremen Notsituation ausgingen. 

Prof. Dr. Matthias Riedel (Hannover) beschrieb die wirtschaftliche Entwicklung Nie­
dersachsens vom Zusammenbruch bis zur Währungsreform des Jahres 1948. Anfänglich 
wies die Lage katastrophale Züge auf: Kriegsschäden und Demontagen hatten die indu­
strielle Produktion auf einen Tiefstand gedrückt, und die Arbeitslosigkeit verschlimmerte 
sich bis auf eine Quote von 17,3 %. Erst die Währungsumstellung ermöglichte seit 1950 ei­
ne wirtschaftliche Erholung, die auch in Niedersachsen in das „Wirtschaftswunder" des 
zweiten Nachkriegsjahrzehnts einmündete. 

Die Vorträge werden im Niedersächsischen Jahrbuch für Landesgeschichte Band 
55/1983 veröffentlicht werden. 

Die ordentliche Mitgliederversammlung wurde am 21. Mai 1982 im Landtagsgebäude 
abgehalten. Der Vorsitzende, Prof. P a t z e , ehrte zunächst die verstorbenen Mitglieder Dr. 
Kurt H a r t o n g (Cloppenburg) und Dr. Wilhelm van Kempen (Göttingen). 

Danach erläuterte der Schriftführer, Dr. Bros ius , den Jahres- und Kassenbericht für 
1981, der den Stiftern, Patronen und Mitgliedern in schriftlicher Form zugesandt worden 
war. Dank einiger Spenden, unter anderem von der Klosterkammer Hannover, konnte die 
Bilanz zum 31. 12. 1981 positiv gestaltet werden; der Kassenbestand erhöhte sich wieder­
um, so daß die Beweglichkeit bei der Finanzierung kleinerer Arbeitsvorhaben aus Eigen­
mitteln gewährleistet bleibt. Der Jahresabschluß weist im einzelnen folgende Beträge aus: 

E i n n a h m e n : Vortrag aus dem Vorjahr: DM 34376,93: Beiträge der Stifter: 
DM 48900,—; Beiträge der Patrone: DM 12480,—; andere Einnahmen: DM 10197,09 
(davon Zinsen: DM 934,09; Spenden: DM 9263,—); Sonderbeihilfen (Lottomittel): 
DM 316635,66; Verkauf von Veröffentlichungen: DM 2834,21. Die Einnahmen betragen 
insgesamt DM 425423,89. 

Ausgaben: Verwaltungskosten:DM 12792,23;Lottomittel-Rückzahlungen: DM69088,41; 
Niedersächsisches Jahrbuch: DM 46095,30; Studien und Vorarbeiten: DM 19000,—; Ol­
denburgische Vogteikarte: DM 2969,—; Sammlung und Veröffentlichung niedersächsi­
scher Urkunden: DM 73606,07; Hochschulmatrikeln: DM 15000,—; Kopfsteuerbeschrei­
bung: DM 266,40; Geschichte Hannovers im Zeitalter der 9. Kur: DM 10000,—; Ständege-
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schichte: DM 7681,24; Geschichtliches Ortsverzeichnis: DM 1075,44; Niedersachsen und 
Preußen: DM 30000,—; Niedersächsisches Siegelwerk: DM 336,40; Quellen und Untersu­
chungen zur allgemeinen Geschichte Niedersachsens in der Neuzeit: DM 52513,05; Quel­
len und Untersuchungen zur Wirtschafts- und Sozialgeschichte Nieder Sachsens in der Neu­
zeit: DM 15480,—; Handbuch der Geschichte Niedersachsens: DM 24284,70. Abzüglich 
einer Erstattung von Portokosten in Briefmarken (DM 2,80) belaufen sich die Ausgaben 
auf zusammen DM 380185,44. Daraus ergibt sich ein Kassenbestand von DM 45238,45. 
Die Führung der Kasse wurde am 15. 3. 1982 durch Prof. Dr. Mediger und Dr. Hö ing 
geprüft; Beanstandungen ergaben sich dabei nicht, so daß dem Vorstand von der Ver­
sammlung Entlastung erteilt wurde. 

Die anschließend vorgetragenen und diskutierten Berichte über die wissenschaf t l i ­
chen U n t e r n e h m e n der Kommission ergaben folgendes Bild: 

1. N iede r sächs i sches J a h r b u c h für L a n d e s g e s c h i c h t e : Band 53/1981 wurde im 
April 1982 fertiggestellt. Die darin enthaltenen Farbtafeln wurden durch eine Spende der 
Klosterkammer finanziert. Dr. Haase hat die Hauptschriftleitung an Dr. Bros ius über­
geben, bleibt aber mitverantwortlich für die Redaktion des Aufsatzteils. 

2. N iede r sächs i s che B i b l i o g r a p h i e n : Die abschließenden Arbeiten an den retro­
spektiven Bibliographien für Oldenburg und Ostfriesland konnten noch nicht beendet wer­
den. 

3. S tud i en und V o r a r b e i t e n zum H i s t o r i s c h e n At la s N i e d e r s a c h s e n s : Heft 
27 dieser Reihe (B. F len t je und F. H e n r i c h v a r k , Die Lehnbücher der Herzöge von 
Braunschweig von 1318 und 1344/65) wurde im Mai 1982 ausgedruckt und konnte der Ver­
sammlung vorgelegt werden. Zum Satz gegeben wurden zwei Manuskripte von G. P i sen­
ke (Stadtentstehung und Stadtrechtsfiliationen sowie Herrschaftsbereiche sächsischer 
Grafengeschlechter). 

4. O l d e n b u r g i s c h e V o g t e i k a r t e um 1790: Ein weiteres Blatt dieses Kartenwerks 
(2615 = Jade) konnte fertiggestellt werden. Dr. H a r m s bearbeitet vorrangig die benach­
barten Blätter des Gebiets um den Jadebusen. 
5. S a m m l u n g und Verö f fen t l i chung n i ede r sächs i sche r U r k u n d e n des Mit ­
t e l a l t e r s : Frau H e l l f a i e r M . A . hat die Sammlung von Filmen und Reproduktionen um 
die Bestände mehrerer Archivfonds erweitern können und hat deren Erschließung durch 
Auflösung der Daten weiter vorangetrieben. 

Von den verschiedenen in Angriff genommenen Fondseditionen sind im Berichtszeit­
raum die Urkundenbücher des Stifts Ramelsloh (Dr. Bros ius ) und der Stadt Stade (Dr. 
B o h m b a c h ) erschienen; das letztere wurde ausschließlich mit städtischen Mitteln finan­
ziert. Im Satz befanden sich die Regesten des Klosters St. Georg in Stade (Dr. Bohm­
b a c h ) und das Urkundenbuch des Klosters Osterholz (H.-H. J a r c k ) 1 ; abgeschlossen war 
das Manuskript zum Urkundenbuch des Klosters Fredelsloh (Dr. H a m a n n ) . 

6. M a t r i k e l n n i ede r sächs i s che r H o c h s c h u l e n : Ende 1981 ist der von Dr. Hi l le­
b r a n d bearbeitete 2. Band der Helmstedter Matrikel erschienen. Die Matrikel der TU 
Braunschweig (Dr. D ü s t e r d i e c k ) ist fertig gesetzt und soll bis Ende 1982 vorliegen. Dr. 
M u n d h e n k e arbeitet weiter an der Matrikel der TH Hannover. 

1 Erschiene n i m Septembe r 1982 . 
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7. K o p f s t e u e r b e s c h r e i b u n g e n : Die Bearbeitung der Beschreibung des Fürstentums 
Wolfenbüttel durch W. Allewelt und H.-M. A r n o l d t ist etwa zur Hälfte gediehen. 

8. Gesch ich te H a n n o v e r s im Ze i ta l t e r der 9. Kur : Prof. S c h n a t h legte den 
soeben fertiggestellten 4. Band seines Werkes vor, den die Kommission und der Verlag 
A. Lax auf einer Pressekonferenz am 13. Mai 1982 der Öffentlichkeit vorgestellt hatten. 
Ein ergänzendes Register für das Gesamtwerk ist im Manuskript abgeschlossen und wird 
noch 1982 erscheinen. 

9. Fo r schungen zur S t ändegesch iche N i e d e r s a c h s e n s : Fertiggestellt werden 
konnte Ende 1981 die Dissertation von Dr. Kappe lhof f : Absolutistisches Regiment oder 
Ständeherrschaft? Landesherr und Landstände in Ostfriesland im ersten Drittel des 18. 
Jahrhunderts. 

10. Gesch ich t l i ches Or t sve rze i chn i s von N i e d e r s a c h s e n : Das Manuskript von 
Dr. Dienwiebel vom GOV für Hoya und Diepholz ist bis zum Ortsnamen „Hude" wei­
tergeführt und umfaßt bereits 850 Seiten. 

11. N iede r sachsen und P r e u ß e n : Die Edition von Quellen zur Integration Hanno­
vers in den preußischen Staat von Frau Prof. B a r m e y e r - H a r t l i e b ist fertig gesetzt und 
umbrochen; mit dem Erscheinen bis Ende 1982 kann gerechnet werden. 

12. Niedersäch i sches Siegelwerk: Dr. B o h m b a c h hofft, das Manuskript über die 
Siegel niedersächsischer Städte im Laufe des Jahres 1983 vorlegen zu können. 

13. Quel len und U n t e r s u c h u n g e n zur a l lgemeinen Gesch ich te N i e d e r s a c h ­
sens in der Neuze i t : Von Dr. Ober sche lps Werk „Niedersachsen 1760—1820" liegt 
der erste Band fertig vor; der zweite Band soll in Kürze ausgedruckt werden 2. 

Das Manuskript von Dr. Haase über „Politische Säuberungen in Niedersachsen nach 
1813" ist abgeschlossen und kann zum Satz gegeben werden. Prof. Schwarzwä lde r legt 
während der Tagung das Manuskript zum 1. Band seiner Edition von Reiseberichten aus 
Nord Westdeutschland vor. 

14. Briefwechsel J u s t u s Mose r s : Prof. She ldon wird das Manuskript nicht wie ge­
plant im Sommer 1982 abschließen können. Er hofft, die restlichen Arbeiten daran von 
seiner neuen Wirkungsstätte in Nürnberg aus vornehmen zu können. 

15. Quel len und U n t e r s u c h u n g e n zur W i r t s c h a f t s - und Soz ia lgesch ich te 
Niedersachsens in der Neuze i t : Vorgelegt werden konnte im Berichtsjahr das von 
W. Allewelt bearbeitete Erbregister des Amts Schöningen. Das Häuserbuch der Stadt 
Bad Gandersheim, verfaßt von Dr. K r o n e n b e r g , ist ausgesetzt und wird umbrochen. 
Das Werk von Prof. Achi l les „Die Lage der hannoverschen Landbevölkerung im späten 
18. Jahrhundert" ist größtenteils gesetzt und soll noch 1982 erscheinen. 

16. H a n d b u c h der Gesch ich te N i e d e r s a c h s e n s : Prof. P a t z e kann die Umbruch­
fahnen für Band III, 2 vorweisen, für den nur noch ein letzter Beitrag aussteht. Er hofft, 
daß dieser Teilband noch vor Ende 1982 vorliegt, und möchte den Band III, 1 im kommen­
den Jahr zum Satz befördern. 

17. N iede r sachsen nach 1945: Diese neue Veröffentlichungsreihe, die im Zusammen­
wirken mit dem von Frau Prof. Greb ing geleiteten gleichnamigen Arbeitskreis herausge-

2 Is t i m Augus t 198 2 erschienen . 
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geben werden soll, wird mit der Arbeit „Sozialdemokratie in Niedersachsen 1945/46" von 
Dr. von Pezo ld eröffnet werden. Ein satzreifes Manuskript liegt vor. Weitere Arbeits­
projekte über die Industrie- und Handelskammern, die Landwirtschaftskammern, die Er­
nährungslage und die bürgerlich-konservativen Parteien in Niedersachsen sind in Angriff 
genommen worden. 

Die Beratung der Veröffentlichungen und Arbeitsprojekte war verbunden mit der Auf­
stellung des Haushaltsplans für 1982, der Einnahmen von DM 413700,— und Ausgaben 
von DM 424100,— vorsieht. 

Als neue Arbeitsvorhaben wurden eine Untersuchung von Prof. Uriel Dann (Israel) 
„Hannover und England 1740—1760" und eine Studie von Prof. Herbert O b e n a u s über 
die Konzentrationslager des Dritten Reichs in der Stadt Hannover gebilligt. 

Die satzungsmäßig aus dem Ausschuß ausscheidenden Herren Dr. M e r k e r , Dr. Kö­
nig , Dr. P e n n e r s und Dr. Scheel wurden einstimmig wiedergewählt. Auf Vorschlag 
von Dr. H a a s e soll die Mitgliedschaft im Ausschuß künftig bereits mit Vollendung des 65. 
Lebensjahres erlöschen. 

Die vom Ausschuß zur Wahl in die Kommission vorgeschlagenen Damen und Herren 
Dr. Werner A r n o l d (Wolfenbüttel), Dr. Lutz Fenske (Göttingen), Dr. Wolfgang 
G ü n t h e r (Oldenburg), Dr. Elfriede Heinemeyer (Oldenburg), Dr. Bernd Kappel ­
hoff (Stade), Dr. Alfred L o h r (Bremen), Dr. Andreas Röpcke (Bremen) und Dr. Brigi-
de Schwarz (Hannover) wurden sämtlich bei nur wenigen Gegenstimmen und Enthaltun­
gen zu neuen Mitgliedern berufen. 

Zur Jahrestagung 1983 lag eine Einladung von Stadt und Landkreis He lms ted t vor, 
die dankbar angenommen wurde. In Anlehnung an das Luther-Gedenkjahr soll das Ta­
gungsthema die Folgen und Auswirkungen der Reformation in Niedersachsen behandein. 
Für 1984 hat bereits die Stadt S tade eine Einladung ausgesprochen. 

Die Exkursion am 22. Mai führte unter Leitung von Dr. Brand t und Prof. Schmidt 
zunächst nach Butjadingen, wo Probleme der Marschen- und Wurtenforschung vor allem 
an den Beispielen Langwarden und Fedderwarden sachkundig und eindrucksvoll erläutert 
wurden, und dann in die Oldenburger Wesermarsch, in der neben den historischen Beson­
derheiten dieser mit dem Stedinger-Aufstand verbundenen Landschaft zwischen Strom 
und Geest besonders die Münstermann-Altäre in Rodenkirchen und Berne die Aufmerk­
samkeit auf sich zogen. 

Dieter Bros ius 




